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M. 13 Berlin. den 1. Juli 1938 19. Jahrgang

Zur polenbundsBefthwerde
Jn den ersten Junitagen hat der ,,Bund der Polen in Deutschland«beschwerde-
führend an den Reichsminister des Innern mit einer Eingabe gewandt, die in summa-
rischer Zusammenfassun eine Reihe an eblicher Beeinträchtigungender polnischen Volks-

gruppe im Deutschen Zieichenthält· Zunächstsei der Gehalt der Eingabe dem Leser
in großen Zügen zur Kenntnis gebracht. Sie stellt einleitend fest: »Seit der Erklärung
der Deutschen Reichsregierung über die Behandlung der polnischen Volksgruppe im

Deutschen Reich, anläßlich des Empfanges von Vertretern dieser Volksgruppe durch den

Führer und Reichskanzler Adolf Hitler am 5. November 1937, hat die Lage der

polnischen Volksgruppe im Deutschen Reich nicht gebessert. Der Status quo ante ist
nicht nur·geblieben,die Lage der polnischen Volksgruppe hat im Gegenteil wesentlich
verschlechtert." Jn der Folge erkennt die Eingabe zwar an, daß in Marienwerder ein

zweites polnisches Gymnasium eröffnet worden sei· Aber weder zum Bau eines Lyzeums
in Ratibor noch einer polnischen Volksschule in Groß-Dämmer sei«die baupolizeiliche
Genehmigung erteilt worden. Auch stehe noch die Genehmigung zur Wiedereröffnung von

drei Schulen im Kreise Bütow aus. Weiter sei das polnische Schulwesen angeblich
dadurch beeinträchtigt,daß Erziehungsberechtigte, die ihre Kinder in die polnische Schule
schicken,mit wenigen Ausnahmen keine Kinderbeihilfen, keine Betreuung durch das

oder im sonstigen Unterstützungs-und Arbeitswesen erhielten. Die Umschulung sei durch
Verwaltungsmaßnahmenkompliziert worden, und schließlichbedeute die Schließung des

polnischen Leherausbildungskurses in Beuthen für die polnischen Schulen insofern eine

besondere Gefahr, als der Heranziehung staatspolnischer Lehrer devisenrechtlicheSchwierig-
keiten im Wege stünden. Beklagt wird weiter, daß Minderheitsangehörige auf der

Universität oder Hochschule, an der immatrikuliert zu werden schon mancherorts schwierig
sei, Studentenausweise in der nämlichen Farbe wie die Juden erhielten. Auf den letzten
Punkt sei hier schon eingegangen. Es ist ein zufälligesZusammentreffen, daß polnische
Bolksangehörige und Juden, beide als Nichtmitglieder des »Nationalsozialistischen
Deutschen Studentenbundes« die gleiche Ausweissarbe haben. Eine solche Gleichstellung
war jedenfalls nicht beabsichtigt, und man sollte diesen keineswegs erfreulichen Zustand
schnellstens beseitigen.

Jm wirtschaftlichen Bereich soll die Volksgruppe nach Angabe der Denkschrift vor

allem in ihrem Genossenschaftswesen von deutscher Seite, Partei, Beamte und natürlich
auch BDO. boykottiert werden. Auch seien die Genossenschaften in dem Handel mit

einigen Waren, so auch mit Getreide, sehr beschränktworden. Des weiteren wendet sich
die Denkschrift gegen die Arbeitsdienstpflicht, gegen die Einordnung in den Reichsnährstand
und andere berussständischeOrganisationen und gegen die Unterstellung des polnischen
Bauerntums unter das Reichserbhofrecht.
Schließlichentnehmen wir der Eingabe folgende Sätze-:»Es sind Fälle vorgekommen,
daß Polnische Volkszugehörigewegen ihres offenen Bekenntnisses zum polnischen Volks-

tum beleidigt, überfallen,mißhandeltworden sind; in einzelnen Fällen war die persönliche
Sicherheit des polnischen Volkszugehörigen derart gefährdet,daß er bei Nacht und Nebel

Haus und Hof verlassen und anderweitig Schutz und Unterkunft suchen mußte· Auch in

wirtschaftlicher Beziehung wird das offene Bekenntnis zum Polentum in häufigen Fällen
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zum Anlaßvon Beeinträchtigungen genommen. Angehörigedek polnifchen Volksgruppe,
die einen Geschäftsbetriebhaben, sind vielfach Gegenstanddes Boykotts, indem seitens
Angehörige-:von nakiokmlen Verbänden und durch lokale Beamte und sonstige Qrtsstellen
die Bevölkerunggegen sie aufgehetzt und dazu aufgefordertworden ist, nicht bei den
Polen ihre Einkäufezu machen.«

Das mag genügen,um einen Einblick in den Jnhalt der Eingabe zu geben. Und nun

zum Echo, das die Eingabe in der polnischen Presse gefundenhat. Äus ihm ekgibksich-
daß der Schritt der Volksgruppe allein aus der politischenGesamtsituation heraus zu
bemerken ist. Allein das Organ del· Poiiiischen Regierung,die ,,Gazeta Polska«,begnügte
iich damit, den Jnhalt der Eingabe wiedekziigeben und im übrigen auf eine an

verständlicheAnteilnahme an dem Wohlergehen der AuslandsvolksgruppezU beschränken-
Die Oppositionspressehingegen, Und Nicht UUV sie allein, sah in der Eingabe die schon
lange erwartete billige Gelegenheit zu einer Entlastungsaktionfür die eigene, keineswegs
mit den Grundsätzender Erklärung vom 5. November in Einklangstehende Minderheiten-
politik. Jhr war es schon lange höchstunangenehm, daßdas Deutschkumin Polen beinahe
tiigiich nicht durch irgendwelche allgemein gehaiieiie Behauptungen,sondern durch Tak-
sachen die Zwiespältigkeitder polnischen Minderheitenpolitikqnpkangekn mußte.

Das aber müßte eine schlechkeZeiiiiiigsein, die aus einer derartigen Enkiastunskaktion nicht zugleichNutzen für die künftige Zeit zu ziehen versteht. Und richtig, es wird
·

auch der polnischenRegierung Zaghaftigkeit vor-geworfenund die Behauptung aufgestellt-
daß angesichts dek ,,verzroeifelten Lage« der Polen im Reichdiesenallein dadurch geholer
werden könne, daß gegen das Deutschtum in Polen mit gleicher Schärfe vorgegangen
werde. Hierin liegt die eigentliche Bedeutung der Eingabe. Nur am Rande sei noch
vermerkt, daß eine polnische Zeitung, der ,,Goniec Warszawski«,glaubte, Erpressungen
mit Weltpolitik verbinden zu können, wenn er schrieb: »Jeder unparteiische Englandeih
Amerikaner oder Jtaliener, der die Denkschrift des Polenbundes in Deutschland durch-
liest, muß sichunwillkürlich fragen, Wie Bekiin erkühnenkann, an eine territoriale
Autonomie für die Sudetendeutschen in der Tschechoslowakeizu denken, wenn es selbst die

polnische Minderheit im Reiche knebelt.« Nur Torheit oder politische Verblendung kann

Zweiso verschiedeneDinge wie Sudetendeutschtum und Polentum im Reich in einem

«ltemzugenennen.

Das Deutschtum in Polen hat alsbald erkannt, welche ungeheure Gefahr ihm aus der

propagandistischen Ausnutzung der Eingabe des Polenbundes in Polen erwachsen kann.
Jn der Annahme jedoch, daß gerade gegenwärtig die polnische Oeffentlichkeit besonders
seinfiihiigfür die Notwendigkeiten eines wirklichen Nkinderheitenschutzesund einer ehrlichen
Minderheitenpolitikist, hat es die Gelegenheit wahrgenommen, durch Gegenüberstellung
und Vergleich seiner eigenen Beschwernisse mit den Behauptungen der Eingabe der

polnischen Oeffentlichkeit zu zeigen, wie wenig seine Lage den in der Erklärung der
polnischen Regierungvom, 5. November 4937 bekanntgegebenenGrundsätzen über die

Behandlung der JNinderheiten entspricht.
»

Wenn im folgenden auf diese Gegenüberstellungbei der Besprechung der einzelnen
Beschwerdepunkteder Eingabe des Polenbundes zurückgegriffenwird, so geschieht,es nicht-
um die polnischen Beschwerden zu entkräften. Die deutsche Minderheitenpolitik bedarf
nicht einer solchen Hilfestellung, die letztlich doch nur zum Ziel haben könnte, etwaiges
Unrecht durch Hervorkehrung größeren Unrechtes auf der anderen Seite zu bagatelli-
sieren· Sie ist aber-sehr wohl dazu angetan, die Legendevon der glücklichen»Sageder

Deutschen in Polen und dem ,,Elend« der Polen in Deutschlandgründlichzu zerstoren·
Bei der Durchsichtder polnischen Eingabe fällt zunächst auf, daß die Polen solche
Beschränkungenals besondere Beschivernis der Polen hinstellen, die jedem Deutschen aus
Gründen des Gemeinwohls auferlegt sind, und daß die Polen fernerhin durch eine ins

Absurde geführteGegenüberstellungvon Volk und Staat sich Pflichten zu entziehensuchen-
die- Mögen sie auch im Sinne der deutschen Weltanschauung gestaltet sein, doch zugleich
staatsbürgerlichesind.

«

Jn die erste Gruppe gehören die Beschwerden über Schwierigkeitenbei der Auswahl
der Hochschule für Studierende, die Klage über Handelsbeschrankungen mit gewissen
Waren und über die Lenkung des Arbeitseinsatzes, durch die Arbeitskräfte aus arbeits-
armen Gebieten in arbeitsreiche Gebiete gebracht werden. Wie verhält es sich denn mit
den Schwierigkeiten bei der Wahl der Hochschule? Einige deutsche, erfahrungsgeiiiiij
besonders überlaufeneUniversitäten haben, um den ordnungsgemäßenLehrbetrieb sieh-r-
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zustellen, eine Höchstzahlder Studierenden festgesetzterhalten. Jst dieseHöchstzahlerreicht,
muß jede weitere Jmmatrikulation abgelehnt werden. Das Schicksal, zurückgewiesen
zu werden, kann alle, die zu spät kommen, treffen und nicht nur die Polen allein.

Jn die andere Beschwerdegruppe gehören die Ablehnung des Arbeitsdienstes, der Ein-

gliederungin die berufsständischenOrganisationen und der Unterstellung unter das Reichs-
erbhofrecht. Die Polen geben selbst zu, daß sie von der Zugehörigkeitzu ausschließlich
volkstumsmäßigenOrganisationen befreit stnd. Es muß hier die.Frage aufgeworfen
werden, ob überhaupt der rein volkstumsmäßigeCharakter der DAF. gerechtfertigt ist.
Alle anderen Einrichtungen haben einen über das Volkstumsmäßigehinausgehenden Sinn.
So ist es Zweck des ständischenAufbaus, die in einem bestimmten Arbeitsgebiet tätigen
Menschen zusammenzufassen, um ihre Arbeit dem ganzen Volke nutzbar zu machen. Die
Stände sollen ferner für einen gerechten Ausgleich zwischen den einzelnen Standes-

angehörigenund auch zwischen den Ständen sorgen. Die Arbeit der Stände dient also in

erster Linie der Leistungsgemeinschaftaller deutschen Staatsangehörigen, und mit dieser
Gemeinschaft stnd auch die Volksfremden auf Gedeih und Verderb verbunden. Der

Arbeitsdienst aber ist wie in Polen eine Einrichtung des Staates, deren Leistung allen

zugute kommt. Jm Gegensatz zu unseren Polen hat das Deutschtum in Polen das
anerkannt und schickt seine Söhne willig in den polnischen Arbeitsdienst.

Eines besonderen Eingehens bedarf die Beschwerde über das Neichserbhofrecht. Die

Wahrung deutscher Erbsitte liegt im Interesse der Wirtschaft des Reiches an sich. Denn
an die Wirtschaft wird gegenwärtig die Forderung gestellt, durch ein Höchstmaß von

Leistungdie Versorgung des deutschen Volkes aus eigenen Nohstoffen und aus dem eigenen
Boden sicherzustellen. Eine Landwirtschaft, die überschuldetund so Objekt der Spekulation
(auch der durch Volksbanken) werden kann, die durch Teilung zu einer immer weniger
intensiven Wirtschaft gezwungen wird, kann solche Aufgaben nicht erfüllen. Die vor-

nehmlich in Ostpolen beheimatete polnische Erbsitte aber, die in ständiger Nealteilung
des Bodens besteht, führt zu solchen Ergebniffen, wie man sie am besten in Galizien
studieren kann. Daher ist die Unterstellung des polnischen Bauerntums unter das Erb-

hofrecht eine Notwendigkeit, von der das Polentum nicht nur wegen der Wahrung des

Besitzes in polnischer Hand, sondern auch als Glied der deutschen Volkswirtschaft
seinen Nutzen hat. Der Kampf um eine polnische Erbsitte erweist aber vollends als
eine politische Demagogie, wenn man sieht, daß in Polen selbst mit den Schäden dieser
Erbsitte aufgeräumt wird. Durch Kommassation wird dort die unwirtschaftliche Streu-

lage kleinster Besitzstückebeseitigt. Die Agrarreform soll der Schaffung lebensfähiger
Bauernstellen und der Bereitstellung zusätzlichenBodens für Kleinbetriebe dienen. Bei allen

sogenannten besitzbefestigtenBetrieben aber ist die Teilung von einer behördlichenGenehmi-

gunlgabhängig.nter den sonstigen Beschwerden des Polenbundes steht die Schulfrage im Vorder-

grund. Jnsgesamt wird die Eröffnung von fünf Schulen gefordert. Ueber die Berechti-
gung dieser Forderung hatdie Regierung zu entscheiden. Doch hat gerade hierbei die von

Polen so häufig betonte Notwendigkeit einer Gegenseitigkeit ihre Bedeutung, als doch
wohl auch von polnischer Seite die Erledigung einiger dringlicher deutscher Schulsorgen in

Aussicht gestellt, aber bis heute nicht verwirklicht worden ist. Jm übrigen aber sind gerade
zu der Schulfrage die Gegenüberstellungenrecht bedeutsam. Das Polentum, dessen
privates Schulwesen seit der Ordnung von 1928 sich in einer stetigen, den Kräften der

Volksgruppe analogen Entwicklung befindet, fühlt beschwert, daß seine Aufbauarbeit
nicht rascher von statten geht. Wie anders sieht es bei den Deutschen drüben aus. Seit

1925 hat es rund 400 öffentlicheUnterrichtsbetriebe allein in den Wojewodschaften Posen
und Pommerellen verloren. Heute müssen bereits mehr als die Hälfte aller deutschen
Kinder in rein polnische Schulen gehen. Jn Wolhynien sind es gar von 7 500 deutschen
Kindern 5800. Gerade die Vorgänge in diesem Jahre, also nach der Minderheiten-
erklärung, zeigen uns, daß das Deutschtum drüben im Gegensatz zum Polentum hier
einen verzweifelten Kampf gegen die Vernichtung seiner Schulen zu führen hat. Rund

10 Schulen, darunter solche mit 150 oder gar über 200 Schülern sind geschlossenoder ihre
Schließungangedroht worden. Aus dem Kreis Nybnik wurden dieser Tage die Ergebnisse
der Sprachprüfungen, die bekanntlich drüben, aber nicht bei uns der Einschulung in die

IRinderheitsschule vorangehen, bekannt. Auf Grund dieser ,,Sprachprüfungen" wurde in

Nybnik selbst von 435 Anmeldungen zur deutschen Privatschule nur 21 Anmeldungen
stattgegebem Von 28 Anmeldungen zur privaten deutschen Schule in Chwallowitz wurden

nur 9, von 22 in Wilcza 3 und in Hohenbirken von 27 nur 17 zugelassen.
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Hierbei kommen wir zugleich zu dem Thema der wirt a tli en eeinträ ti un . Jn
Chwallowitz werden alle die Kinder zurückgewiesen,derenschäteschimZeutscheätheichgeinen
Arbeitsplatz gefunden haben. Der Polenbund hat es unterlassen, diese Beschwerden, wie

auch die über Mißhandlungen durch Tatsachen zu belegen. Er konnte wohl nicht an der
Tatsache vorbei, daß im Deutschen Reich ein jeder, mag er Deutscher oder Pole sein,
Arbeit bekommen kann. Wie es gerade hiermit in Polen steht, weiß der Leser aus früheren
Ostlandheften. Systematische Boykotthetzen, organisierte Boykottwochensind wohl in
Polen an der Tagesordnung, nicht aber bei uns. Und wenn der Polenbnnd von Miß-
handlungen polnischer Volkszugehörigerspricht, so scheint er an die Meldungenzu denken
die vor einiger Zeit in der polnischen Presse auftauchten. Hat er übersehen,daß sie baldigsl
dementiert werden mußten?

Der »Kurjer Lodzki«schlug dieser Tage unter dem Eindruck des ,,Elends« der Polen in

Deutschland vor, die Jugend beider Volksgruppen auszutauschen. Wir fürchtennur, daß
die polnische Jugend im Deutschen Reich wenig dafür zu haben sein wird, ein Leben in
Arbeit und wirtschaftlicher Sicherheit gegen ein ungewisses Schicksal einzutauschen. A,

Geheimnis um Prager Nationalitäienstatut
Jn politischer Festesstimmunghaben die Tschechendie Schwelle des Jahres 1938 über-

schritten. Der Ablauf des zwanzigsten Jahres ihrer staatlichen Selbständigkeit sollte
Anlaß sein, den Zweiflern an der Existenzfähigkeitdes tschechischenStaates triumphierend
seine Lebensbilanz vorzuhalten und der Welt an der inneren Konsolidierung des Staates

zu zeigen, wie gerechtfertigt sie durch seine Errichtung ist. Das Nationalitätenproblem in

Mitteleuropa, das schon einmal einen großenWeltbrand ausgelöst hat, sei gelöst. Mittel-

europa sei, soweit es von der Tschecho-Slowakei beherrscht wird, konsolidiert. So

wenigstens bemühte Prag, der Welt die Zustände in seinem Staate glaubhaft
zu machen.

Der frischeMärzwind, der in Oesterreich das Schuschnigg-System hinweg gefegt hatte, -

zerstörteauch das Trugbild von der inneren Kosolidierung der Tschecho-Slowakei. Der

Zusammenbruchdes sudetendeutschen Regierungsaktivismus und die Eingliederung seiner
Parteien in die Sudetendeutsche Partei Konrad Henleins beleuchtete blitzartig ,die

Situation. Jn der historischen Sitzung des Prager Parlamentes am 29. März gaben
die Vertreter der einzelnen Nationalitäten spontane Erklärungen ab, in denen sie
übereinstimmend feststellten, daß das Nationalitätenproblem
nicht gelöst sei und seine Lösung nur auf der Basis der Gleich-
berechtigung erfolgen kann, die wiederum nur in der Ein-

räumung einer weitestgehenden Autonlomie verwirklichen lasse.
Das waren schrille Nkißtöne in die Vorbereitungsmusik der Tschechen anläßlich ihres
Staatsjubiläums. Durch eine Regierungserklärung, der bezeichnenderweisebesonders die

Kommunisten stark sekundierten, glaubte man ausgleichen zu können. .

Jn diesen Wochen tauchte zum ersten Mal die Nachricht auf, die Prager Regierung
bereite ein »Nationalitätenstatut«vor, das eine großzügige Lösung der aufgetauchten
innerpolitischen Schwierigkeiten bringen werde. Es soll eine Kodifizierung aller den

»Minderheiten" zustehenden Rechte enthalten. Hier zeigte gleich zu allem Anfang,
daß die Tschechen nicht entschlossen waren, von ihrer Nationalstaatsfiktion abzugehen
und eine verfassungsmäßigeUmgestaltung des Staates vorzubereiten. So mußte der

aufgetauchte Regierungsplan sofort auf Widerstand stoßen,denn die einzelnen Völker und

Volksgruppen in der Tschecho-Slowakei kämpften nicht um die Kodifizierung ihrer
Mindeketl Rechte- sondern um die Anerkennung ihrer Gleichberech-
tigung im Staate, das heißt um ihre völlige Volkssouveränität.

Konrad Henlein hat, um keine Unklarheit über die Forderung des Sudetendeutschtums
zu lassen, in seiner großenKarlsbader Rede am 24. April die Grundsätzebekanntgegeben,
nach denen sich die Neuordnung zwischen Deutschen und Tschechenim Sudetenraum voll-

ziehen muß. Er sprach nicht als Parteimann, sondern als der legitimierte Sprecher des

ganzen Sudetendeutschtums. Er stellte zunächstfest: Die völkerrechtlichenVerpflichtungen
der Tschechenergeben i. aus dem V o r f r i e d e n s v e r t r a g , der als Friedens-
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grundlage die bekannten 14 Punkte Wilsons bestimmt; 2. aus den Den kschriften
der tschecho-slowakischenFriedensdelegation an die Friedenskonferenz und der Note
Dr. Beneschs vorn 20.Mai 1919, ferner der Feststellung der Friedenskonferenz hierzu;
3. aus dem Staatsvertrag von St. Germain vom 10. September 1919.

Dieser Hinweis war notwendig, weil diese Verträge alle jene Bestimmungen enthalten,
die nun von seiten der Prager Regierung in ihrem geplanten Nationalitätenstatut
kodifiziertwerden sollten-. Sie wurden von den Tschechen bisher nicht eingehalten und,
selbst wenn sie es getan hätten, wären sie nicht ausreichend, die Lebensrechte der einzelnen
Nationalitäten sicher zu stellen.

Wenn es den tschechischenStaatsmännern wirklich ernst ist, mit dem deutschen Volk
in ein freundnachbarliches Verhältnis zu kommen, so erweist folgendes als unerläßlich:
i. eine Revision des irrigen tschechischen Geschichtsmythos; 2.« eine
R e v i s i o n der unglücklichenA u f f a s s u n g , daß es die Aufgabe des tschecho-
slowakischen Volkes wäre, das slawische Bollwerk gegen den sogenannten deutschen Drang
nach Osten zu sein; Z. eine Revision jener außenpolitischen Stellung,
die den Staat bisher in die Reihe der Feinde des deutschen Volkes geführt hat. Das

tschechischeVolk hatte 20 Jahre lang Zeit, die in n e r e n V e r h ä l t n i s s e zur Zu-
friedenheit aller Völker zu gestalten. Am Endes dieser 20 Jahre muß gesagt werden-

daß seine Staatsmänner nach drei Seiten hin nicht erfüllt haben, was man von ihnen
hätte erwarten müssen: 1. sie haben die freiwillig in den Denkschriften an die

Friedenskonferenzabgegebenen Versprechungen nicht gehalten; 2. sie-haben ihre Ver-

p f l i ch t u n g e n aus dem Vertrage von St. Germain nicht gehalten; 3. sie haben ihre
staatsrechtlichen Verpflichtungen, die sie in der Staatsverfassung ein-

gegangen sind, n i ch t gehalten.
Nach diesen Feststellungen formulierte Konrad Henlein die Forderungen des Sudeten-

deutschtums in acht Punkten. Sie lauten:

i. Herstellung der vollen Gleichberechtigung und Gleichrangigkeit der

deutschen Volksgruppe mit dem tschechischenVolk.
»

2. Anerkennung der sudetendeutschen Volksgruppe als Rechts-
persönlichkeit zur Wahrung dieser gleichberechtigtenStellung im Staate.

3. Feststellung und Anerkennung des deutschen S i e d l u n g s g e b i et e s.

4. Aufbau einer d e u t s ch e n S e l b st v e r w alt u n g im deutschen Siedlungsgebiete,
in allen Bereichen des öffentlichenLebens, soweit es um Interessen und Angelegen-
heiten der deutschen Volksgruppe handelt.

«

5. Schaffung g e s e tz l i e r S ch u tz b e st i m m u n g e n für jene Staatsangehörige,
die außerhalb des geschlossenenSiedlungsgebietes ihres Volkstums leben.

6. B e se i t i g u n g des dem Sudetendeutschtum seit 1918 zugefügtenU n r e ch te s und
W i e d e r g u t m a ch u n g der ihm durch dieses Unrecht entstandenen Schäden.

7. Anerkennung und Durchführung des Grundsatzes: Jm deutschen Gebiet d e u t s ch e

öffentliche Angestellte.
8. Volle Freiheit des B e k e n ntn i sse s zum deutschen Volkstum und zur deutschen

Weltanschauung.
Das tschechischeEcho auf diese sudetendeutschenForderungen war ein einziges »Un-

annehmbar l« Die tschechischePresse begann mit einer leidenschaftlichen Hetze, die

jede Verhandlungsatmosphärevergiftete. »Wir haben den Deutschen mehr gegeben, als

ihnen nach den Verträgen zusteht!" — »Die Forderungen Henleins grenzen an Hoch-
verrat« — »Die Sudetendeutschen wollen die Republik zerschlagen«— das war ungefähr
der Tenor der tschechischenPresse. Damit wurden zugleich die Straße aufgepntscht und

jener Blutterror ausgelöst, der nun schon seit Wochen in den sudetendeutschen Gebieten

herrscht. Die Tschechen glaubten und hofften durch diese Terrormaßnahmen und durch
Versetzung der sudetendeutschen Gebiete in den Kriegszustand das Sudetendeutschtum ein-

zuschüchternund mürbe zu machen. Sie erwarteten, wie sie offen eingestehen, von ihrem
Vorgehen auch eine Beeinflussung der Gemeindewahlen. Jhr Ergebnis hat aller Welt

gezeigt, daß alles Fehlspekulationen waren. D a s S u d e te n d e u t sch tu m h at sich
geschlossen hinter Konrad Henlein und seine Forderungen
g e st e l l t.
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Die tschechischenGewaltmaßnahmen haben dem Ausland klar vor Augen geführt,daß
sie nichtgeeignet sind, die notwendige Entspannung herbeizuführenParis und London
VerlchkaFPahekseinen Druck auf Prag- Die kschechlschenStaatsmänner erklären ihre
,,Bere1tw1ll1gkeit,bis an die äußersteGrenze der Verständigungknik den Sudetendeutschen
ZU gehe"«· Gleichzeitigaber setzt die kschechllchePresse ihren Druck auf die Regierung
fort und appelliert drohend an ihre Unnachgiebigkeit. So liefenseit Wochen Besprechungen,
die von der Prager Regierung als Verhandlungen um das Nationalitätenstatutdeklariert
werden, von den. Vertretern der Sudetendeutschen Partei aber als Gespräche bezeichnet
werden, die den Tagesfra en statt einer grundsätzlichenRegelungdes Nationalitätem
problems galten. Ja, der Zsorsitzendedes parlamentarischen Klubs der SdP. der Abge-
ordnete Kundt, erklärte ganz offen, daß das Nationalitätenstatut,von dem dek«kschechische
Ministerpräsidentzu den ausländischen Diplomaten sprach, es stündevor der unmittel-
baren Verkündung,überhaupt noch gar nicht existiere.

Am 8. Juni übermittelte Abg. KUUdt dem MinistekpeäsidentHodschaein Memorandum,
das die Zusammenfassungder sudetendeutschen Forderungen auf Grundlage der acht
Karlsbader Punkte Konrad Henleins enthält. Jn seinem Begleitschreiben machte Abg.Kundt neuerlichdarauf aufmerksam, daß gewisse offizielle Jnformationen und Jnterviews
den falschen Eindruck erwecken, als ob Gegenstand der Besprechungen das Nationalitäten-
stattlt der Regierungwäre. Die sudetendeutsche Partei müsse nun endlich vor Beginn
meritorischer Verhandlungen Klarheit darüber verlangen, ob wie bisher die Grundsätze
und Vorschlägeder Sudetendeutschen Partei die Gesprächsgrundlagebilden sollen oder ob
von der Regierung das sogenannte Nationalitätenstatut als Verhandlungsgrundlage
gedacht ist. Für den letzteren Fall behält sich die Sudetendeutsche Partei ihre Stellung-
nahme vor, da ihr das Statut nicht bekannt ist.

Hier sind die Prager Täuschungsmethodender internationalen Oeffentlichkeit eindeutig
gebklllldmarkt. Die mangelnde Verständigungsbereitschaftder Tschechen ließ alle bis-

herigen Besprechungenergebnislos verlaufen. Arn 19. Juni veröffentlichte die Prager
Regierungeine amtliche Erklärung, in der es u. a. heißt:

»Die Arbeiten der Regierung in dieser Woche konzentrierten auf die Frage der

Nationalitätenpolitik.Da die verfassungsrechtlichen und administrativen Experten, die

die Regierungmit der Prüfung aller vorliegenden, die Lösung der Nationalitätenfragem
betreffenden Anträge betraut hat, zu einigen Punkten des Arbeitsprogrammes der

Regierung ihr Gutachten ausgearbeitet haben, hat das Wochenende eine erhebliche
Beschleunigungdes Fortganges der Arbeiten im politischen Ministerausschuß gebracht.
Der Fortgang der Regierungsarbeiten ermöglicht schon jetzt die Vorbereitung der

formal-offiziellenEtappe der Verhandlungen zwischen der Regierung und der Sudeten-

deutschen Partei. Der Ausschuß der politischen Minister hat deshalb. dem Antrag des

Vorsitzendender Regierung zugestimmt, daß diese Verhandlungen mit der Sudeten-

deutschen Partei, deren bevollmächtigteVerhandlungsdelegierte der Vorsitzende der

Regierung bei den bisherigen vorbereitenden Konferenzen nach und nach kennengelernt
hat, unter Teilnahme der Ressortminister geführt werden. Die einzelnen Minister
Werden gemeinsam mit dem Vorsitzenden der Regierung die Verhandlungen über jenen
Stoff der in Vorbereitung befindlichen legislativen Maßnahmen führen, der in den

Geltungsbereich ihrer Ressorts fällt. Die Verhandlungen mit der Sudetendeutschen
Partei werden also offenbar geführt werden: vom Jnnenminister Dr. Cerny, denn

die Neuregelung betrifft die öffentlicheVerwaltung, weiter vom Schulminister Dr.

Franke, dem die Aufgabe zufällt, das große und komplizierte Problem der kultu-

rellen und Schulfragen zu lösen, dem Justizminister Dr. D å re r, dessen Ressort neben

einigen kleineren, die Gerichtsadministrative betreffenden Fragen berufen ist, über die

juristische Formulierung des ganzen Projektes des oder der Gesetzezu wachen, die aus

den Verhandlungen resultieren werden, und dem Minister für die Unifizierung der

Gesetzgebungund öffentlichenVerwaltung, Msgre Dr. Sram e k.«

Diese Erklärungbedeutet trotz allen bekundeten Optimismus das klare Eingeständnis,
daß die bisherigen Bemühungendes Ministerpräsidentenohne Erfolg geblieben sind. Sie

scheiterten an dem Widerstand der schwarz-roten Koalition. Es ist festzuhalten, daßgerade
von jenen Parteien, die die Völkerverständigungals politisches Sonderprogramm auf ihre
Fahnen geschrieben haben, gegen eine innerstaatliche Befriedigung und damit gegen eine

Entspannung in Europa der größte TBiderstand entgegengesetzt wird. Wie die amtliche
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INitteilung sagt, glaubt Hodscha die Verhandlungen dadurch vorwärts zu treiben, d a ß
er die Verantwortung aufteilt. .Wenn man bedenkt, daß nun als neuer

Verhandlungspartner die Exponenten der schwarz-roten Koalitionsparteien erscheinen,
die ihre ablehnende Haltun gegen jeden Ausgleich, der über den Rahmen der bisherigen
Verhältnissehinausgeht, oFfenzugeben, d a n n z e i ch n e n sich o n b ei B eg i n n

der ,,zweiten Verhandlungsphase" schlechte Perspektiven für
ihren Ausgang ab. K.V.

Das polnifche Klima
Es ist nicht die Absicht des Obersten Beck, Polen in irgendeiner Form an Deutschland

zu binden. Für die oppositionellen Parteien, die im Gegensatz zur verantwortlichen
Regierung offen zu ihrer deutschfeindlichen Einstellung bekennen, ist die Entwicklung,
die die polnische Außenpolitik seit dem Abschlußdes Gewaltverzichtspaktes vom Januar
1934 genommen hat, eine angenehme Enttäuschunggewesen: Polen hat aus der

unfreiwilligen Bindung an Deutschland zu lösen vermocht, seitdem durch diesen Pakt die
akute Konfliktsgefahr aus dem Wege geräumt worden ist. D i e A u ß e n p o l i t i k

,

die Oberst Beck seit sechs Jahren verfolgt, kann zu den beab-

sichtigten Erfolgen nur führen, wenn sie an die deutsche Außen-
politik weder feindlich gefesselt, noch freundschaftlich gebunden
ist. Der Sinn der »Normalisierung« der deutsch-polnischenBeziehungen ist für Polen
nicht in der Zusammenarbeit mit Deutschland, sondern in der Fernhaltung von Deutsch-
land zu suchen. Der »E x p r eß P or a n n y« hat vor kurzem in einem Artikel, in dem
er eine ideologische Rechtfertigung der polnischen Außenpolitikzu bringen versuchte, von

einem ,,d r i t t e n E u r o p a« gesprochen, das von Skandinavien bis zum Balkan

erstrecke und das in seiner politischen Haltung durch eine Gemeinschaft der Ziele und der

Methoden, durch etwas, was man als »ein gemeinsames politisches Klima«

bezeichnen könne, gekennzeichnet sei. Nach dieser Ausdeutung ist die polnische Außen-
politik, die in diesem Klima gedeiht, ,,gegen niemand gerichtet"; tatsächlichrichtet sie
gegen jeden, der den polnischen Führungsanspruch im ostmitteleuropäischenRaume

bestreitet. Nach dieser Ausdeutungsverfolgt diese Außenpolitikkein anderes Ziel als das,
zwischen die feindlichen Lager, die den Frieden Europas gefährden, einen ,,Block der

Neutralen" zu legen; tatsächlich läuft sie darauf hinaus, ihren Urhebern die Wahl
zwischen den feindlichen Lagern offen zu halten.

Diese Außenpolitik hat für Polen in den letzten Jahren zu gewissen Erfolgen geführt.
Das polnische Verhältnis zu R u m ä n i e n hat gefestigt, eine Tatsache, die durch die

kürzlicherfolgte Rangerhöhung der beiderseitigen Gesandtschaften betont worden ist. Der

Umschwung in Rumänien ist den polnischenBemühungenum eine politische und militärische
Zusammenarbeit mit diesem Staate günstig gewesen. Die Zusammenarbeit dient der

Abwehr des sowjetrussischen Druckes, der über die schwachen Grenzzonen
der beiden Nachbarn zur befreundeten Tschecho-Slowakei durchzubrechenversucht. Auf der

Grundlage der polnisch-tschechischenRivalität hat die ,,traditionelle Freundschaft«Polens
mit Un gar n ihre nachkriegszeitliche Auferstehung erlebt. Beide Staaten haben sich in

dem Wunsche, den ,,tschechischenKorridor« zum Verschwinden zu bringen, gefunden. Es

hat sich zwar in letzter Zeit ziemlich deutlich erwiesen, daß in bezug auf das künftige
Schicksal der Slowakei und Karpathenrußlands zwischen den beidenFreunden recht weit-

gehende Meinungsverschiedenheiten bestehen; doch ist Polen zweifellos an einer Festigung
der ungarischen Position interessiert, wobei zugestandenermaßendie Hoffnung mitspricht,
durch die Zusammenarbeit mit einem erstarkten Ungarn die Mehrung des deutschen
Machtgetvichtes, die als Folge der Wiedervereinigung der alten Südostmark mit dem

Reiche eingestellt hat, aufwiegen zu können. S ü dslaw i e n liegt zwar weit außerhalb
jedes unmittelbaren polnischen Einflußbereiches,doch hat Polen, um die Prager Stellung
zu schwächen,dazu beigetragen, Südslawien der Kleinen Entente zu entfremden, indem es

im Verein mit anderen Staaten die ungarische Revisionspolitik ausschließlichnach Norden

abzulenken versucht hat. Bei aller Gegnerschaft, die Polen der T s ch e ch o - S l o w a k ei

gegenüberbeweist, darf man doch nicht übersehen,daß ihm sehr viel daran liegt, zu einem
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Einvernehmen mit den Tschechen zu kommen, deren unvekö n« es l
einen zukünftigenAktivposten in seine außenpolitischenBerxsniliickåeekkseZelristetJhgcieEeigt

Jsm nordlichen Abschnitt Qstmitteleuropag ist Polesirr-letzterZeit ein

beträchtliche-sStück vorwärts gekommen. Das litauische Hindernis das sich bisher allen
Bemuhungen der polnischen Außenpolitikentgegengestellt hat, scheintseit der Aufnahme
normalerBeziehungen zwischen Litauen und Polen beseitigt zu sein. Unter diesen Um-
standen hält Polen den Zeitpunkt für gekommen, sich mit neu

·

em N d
,

Problemen zuzuwenden, zumal die Begleitumsiändeder An
ach mck den balkllchen

»
Ruhme des Ul«

«

47.Marz d.J. gezeigt haben, daß die Sowjetunion zur Zeit nicht in dertllgäkzlknilkviel-Zaktiv in die baltischen An elegenheiten zu mischen. Polens Bestreben e td
· -

unter seinen Einfluß zugbringenEs will nicht nur den Widerstånldeianhlsszååeasiatf
ausschalten, der von dieser Seite all- seinen baltischen Unternehmungen bisher entae en-

gesetzt worden ist; es geht vielmehr auch darauf aus, Litauen zu einem dienendenHåfer
seiner Pläne zu machen. Jn diesem Zusammenhange verdient es Beachtungdaß die
polnischeAußenpolitikbemüht ist, einer litauischen Annäherung an Deutschlandentgegem
zuwirken, was nicht allein darin zum Ausdruck kommt, daß die polnische Presse es ganz-
offensichtlichdarauf angelegt hat, das litauische Mißtrauen gegen Deutschland zu schüren
und es nicht zu einem Abbau der deutschfeindlichen Politik im Memelgebiet kommen zu
lassen. Darüber hinaus hat die Aufnahme der diplomatischen Beziehungen zwischen-
Warschau und Kauen in Polen die Hoffnung geweckt, daß es nun endlich gelingen werde,
sich als Partner in die B a l t i s ch e E n t e n te einzuschieben. Ob aber Litauen und

Estland besonderen Wert auf diese polnische Partnerschaft legen, muß fraglich erscheinenj
L ettla n d ist das ganz bestimmt nicht erwünscht,da es den größten Wert darauf legt,
in dieser Entente selber die führende Rolle zu spielen. Eine engere Zusammenarbeit mit
den skandinavischenStaaten ist Lettland sicherlich angenehmer als eine über das normale

IRaß hinausgehendeFühlungnahmemit Polen, dessen anspruchvolles Auftreten als ,,See-
macht« das lebhafteste IRißtrauen Lettlands hervorrufen muß, zumal es ganz offenbar
ist, daß es Polen nicht nur nach Memeh sondern auch nach anderen Küstenplätzengelüstet.,
Von Estland ist ohnehin bekannt, daß es über Finnland engeren Anschluß an die

nordischen Staaten zu erlangen versucht.
·

Auch Polen bemüht sich um die nordischen Staaten, wie der letzte Besuch des

Obersten Berk in Stockholm gelehrt hat. Die Grundlage der polnischen Beziehungen zu
Schweden ist wirtschaftlicher Natur. Daraus aufbauend wird von polnischec Seite verz
sucht, zwischen der Neutralitätspolitik der nordischen Staaten und der Jdeologie von

dem ,,Blork der Neutralen« eine verbindende Brücke zu schlagen. Dabei kann man jedoch
folgendes nicht übersehen:Was man in Schweden unter Neutralität versteht, unterscheidet
sich sehr wesentlichvon dem, was man in Polen darunter begreift. Das Charakteristikum
der nordischen Neutralitätspolitik ist die politische Passivität, dasjenige der polnischen
Neutralitätspolitikeine expansive, Unruhe schaffendeAktivität· Die nordische Neutralitäts-
politik findet ihre natürliche Voraussetzung in der geographischen Abseitigkeit der an ihr
beteiligten Staaten, während sich die polnische ,,Neutralitätspolitik« in einer von ver-

wickelten Spannungen erfüllten Schütterzoneabspielt. Die nordischen Staaten haben die

Gewißheit,daß es außer der Sowjetunion keinen Staat in Europa gibt, der die Absicht
hat, an ihre Interessen zu rühren; das gibt ihrer Neutralitätspolitik verständlicherweise
einen wesentlich anderen Sinn als der »Neutralitätspolitik«,«,die das auch von anderer

Seite ständigbedroht fühlende Polen betreibt. Es scheint doch, daß nicht alle Teilhaber
des sich von Skandinavien bis zum Balkan erstreckenden Naumes, den der ,,Expreß
Poranny« als das »dritte Europa« bezeichnet hat, der Ansicht sind, daß ihnen »das
polnische Klima" zuträglichist. Dks K—

Die gegenseitigeAchtung deutschen und polnischenVolkstums verbietet von selbst jeden

Versuch, die Minderheiten zwangsweise zu assimilieren, die Zugehörigkeitzur Minder-

heit in Frage zu stellen oder das Bekenntnis der Zugehörigkeit zur Minderheit zu

behindern. Jnsbesondere wird auf die jugendlichenAngehörigender Minderheit keinerlei

Druck ausgeübt werden, um sie ihrer Zugehörigkeitzur Minderheit zu entstanden

(Aug der Volksgruppen-Erklärungvom 5. November 1937)
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Das Deuifchium in der Tschecho-Slowakei
Bei der Volkszählung1930 wurde in der Tschecho-Slowakei eine Gesamtbevölkerung

von 14 729 536 Menschen ermittelt. Davon entfielen 14 479 565 Personen auf Staats-

angehörige(Einheimische)und 249 971 Personen auf Staatsfremde (Ausländer). Der
Anteil der deutschen Bevölkerung betrug 3 318 445 Menschen, davon Z 231 688 Staats-

angehörigeund 86 757 Staatsfremde. Mit dieser Zahl übertrifft das Deutschtum in der

Tschecho-Slowakei die BevölkerungszahlengeschlossenerStaaten. So hat z.B. Lettland
nur 1,9, Litauen nur 2,48, Norwegen nur 2,87 Nkillionen Einwohner. Das Deutschtum
in der Tschecho-Slowakei kommt ungefähr der Bevölkerung Jrlands gleich.
·Die einzelnen Volksgruppen waren 1930 an der siaatsangehörigenGesamtbevölkerung

der Tschecho-Slowakei wie folgt beteiligt: Tschechen 7406 493, Deutsche 3231688,
Slowaken 2 282 277, Ungarn 691 923, Ukrainer 549 169, Juden 186 642, Polen 81 737,

Sonstige 49 686 Personen. Somit sind von 100 Staatsangehörigen 51,15 Tschechen,
22,32 Deutsche, 15,76 Slowaken, 4,78 Ungarn, 3,79 Ukrainer, 1,29 Juden, 0,57 Polen,
0,34 Sonstige. Die Deutschen bilden die zweitstärksteVolksgruppe. Berücksichtigtman

die Methoden der Volkszählung,durch die der tschechischeAnteil künstlicherhöht wurde, so
machen die Tschechen kaum die Hälfte der Gesamtbevölkerungaus. Selbst wenn man

die Juden dem tschechischenAnteil zuzählt,wird man nicht um die Feststellung herum-
kommen, daß bei den gegenwärtigen Verhältnissendie eine zur Regierung in Opposition
stehende Hälfte der Bevölkerungdurch die andere, die tschechischeHälfte, beherrscht wird.

Die Deutschen verteilten sich 1930 auf die einzelnen Gebiete der Tschecho-Slowakei
wie folgt: Böhmen 2 326 090 (davon 2 270 943 Staatsangehörige, 55 447 Staatsfremde),
9Rähren-Schlesien823 730 (799 995 Staatsangehörige,23 735 Staatsfremde), Slowakei
154 821 (147 501 Staatsangehörige, 7320 Staatsfremde), Karpathorußland 13 804

(13 249 Staatsangehörige, 555 Staatsfremde). Jn v..H. der staatsangehörigen bzw.
siaatsfremden bzw. der gesamten Bevölkerungbetrug der Anteil der Deutschen: in Böhmen
32,38 bzw. 58,16 bzw. 32,72; in Mähren-Schlesien22,85 bzw. 37,48 bzw. 23,11; in

der Slowakei 4,53 bzw. 9,68 bzw. 4,65; in Karpathorußland 1,87 bzw. 3,42 bzw. 1,90.
Der weit überwiegendeTeil der Deutschen wohnt also in Böhmen und Mähren-Schlesien.
Die Staatsfremden eingerechnet, lebten die Deutschen im Jahre 1930 zu 70,1 v. in

Böhmen, zu 24,8 v. in Mähren-Schlesien und nur zu 5,1 v. in den Karpathenländern.
Jm Jahre 1880 wurden in B öhm en 2054 060 einheimische Deutsche gezählt, 1930

waren es um 216 283 oder 10,5 v. mehr. Die deutsche einheimischeBevölkerung nahm
in Böhmen zu: von 1880 bis 1890 um 5,35 v.H., von 1890 bis 1900 um 8,3 v. H., von

1900 bis 1910 um 5,71 v. Von 1910 bis 1921 sank sie infolge der überaus hohen
Kriegsverluste um 12,3 v.H., stieg dann aber von 4921 bis 1930 wieder um 4,5 v.
Die Zahl der Deutschen in Mähren-Schlesien betrug im Jahre 1880 873 024

Menschen, im Jahre 1930 waren es 73 029 weniger. Von 1880 bis 1890 stieg die Zahl
der Deutschen um 5,7 v.H., von 1890 bis 1900 um 2,5 v..H., von 1900 bis 1910

um 7,3 v.H., von 1910 bis 1921 sank sie um 21,1 v.H., von 1921 bis 4930 um

0,02 v. H. Jn der Slowakei wuchs die Zahl der Deutschen von 1921 bis 1930 um

5,45 v. H» in Karp atho r u ßlan d um 28,31 v. Somit ist die deutsche Bevölke-

rungsentwicklung am günstigsten in Karpathorußland,dann in der Slowakei, schließlich
in Böhmen, am ungünstigstenin Mähren-Schlesien.

Die Bevölkerungsentwicklungist im wesentlichen abhängig von der natürlichen Be-

völkerungsbewegung(Geburten, Sterbefälle) und von der Wanderungsbewegung. Grund-

legend für beide Bewegungen ist die Altersgliederung.
Jn Böh m en standen 1930 von je 1 000 Einwohnern im Alter von 0—14 Jahren:

bei den Deutschen 223,4, bei den Tschechen 229,3; im Alter von 15—49 Jahren: bei

den Deutschen 555,6, bei den Tschechen 564,2; im Alter von 50 Jahren und mehr:
bei den Deutschen 221,6, bei den Tschechen 206,5. Die deutsche Bevölkerung in Böhmen
ist etwas stärker überaltert als die tschechische.— Jn Mä h ren - Sch l esie n betrugen
die Verhältnisziffernfür die drei Altersgruppen: bei den Deutschen 234,7, 535,0 230,3;
bei den Tschechen 270,8 543,2, 186,0; bei den Polen: 281,8, 536,3, 181,9. Auch
hier sind die Deutschen stärker überaltert als die Tschechen, diese jedoch stärker als die

Polen. — Jn der Slowakei stellten sich die Verhältnisziffern für die drei Alters-

gruppen: bei den Deutschen auf 250,3, 563,6, 186,1; bei den Slowaken auf 330,1-
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503,9, 166,0; bei den Ukrainern auf 384,1, 466,8, 149,1; bei den Ungarn auf 286,1,
518,8, 195,1. Man sieht sofort, daß die Altersstruktur der Deutschen in dek- Glowakei
weit günstiger ist als in Böhmen Und Mähren-Scl)lesien. Ja dkk Alkkksgkuppeder Kind-c
Und Jugendlichkn stehen die DeUkschM Un schlechtes-sek-in der mittleren Altersgruppe an

bester Stelle. Weniger beteiligt als die Deutschen sind an der dritten Altersgruppe die
Ukrainer und Slowaken, stärker die Ungarn. — Jn Karpakhokußjand enkfjejm
1930 auf je Tausend auf die drei Altersklassen: bei den Deutschen316,6, 5601 123,3;-
bei den Ukrainern 394,5, 479,0, 126,5; bei den Slowaken 289,3, 634,7, ,7(«30.bei

den Ungarn324,2 512,9, 462,9. Die Deutschen besetztenin dek jüngstenAlters-gr,uppe
die zweit ungünstigsteStelle, schlechter standen die Slowaken, nur wenig besser die
Ungarn, am günstigstendie Ukrainen Jn den beiden Altersgruppen von 15—49 and Von
50 und mehr Jahren nahmen die Deutschen die zweit günstigste Stelle ein. — Die
günstigereAltersstruktur der Deutschen in der Slowakei und in Karpathorußlandgegen-
über den Deutschenin- IRähremSchlesien und Böhmen ist unverkennbar —

Für das
Gesamtgebiet der Tschecho-Slowakei folgen die einzelnen Volksgruppen nach ihren Ver-
hältnisziffernauf je 1 000 Einwohnern in nachstehender Reihenfolge: von 0—14 Jahren
il. Ukrainer mit 379,8, 2. Ungarn mit 288,0, Z. Polen mit 270,9, 4. Tschechenand
Slowaken zusammen mit 265,1, 5. Deutsche mit 227,1; von 15——49 Jahren 1. Deutsche
mit 550,9, 2. Polen mit 544,5, Z. Tschechen und Slowaken mit 544,2, 4. Ungarn
mit 524,8, 5. Ukrainer mit 493,0; von 50 und mehr Jahren 1. Deutsche mit 221,2,"
2. Tschechen und Slowaken mit 190,7, S. Ungarn mit 187,2, 4· Polen mit 184,6,
«5. Ukrainer mit 127,2. — Für das Gesamtgebiet der Tschecho-Slowakei standen in der
Altersgruppe von 0—14 Jahren die Ukrainer an günstigster Stelle, dann folgten die

Slowakem die Ungarn, die Polen, schließlichdie Tschechen und, noch etwas ungünstiger,
die Deutschen. Jn der Altersgruppe von 15—49 Jahren nahmen die Tschechen die beste,
die Deutschen die zweitbeste Stelle ein, nächstdemfolgten die Slowaken, die Polen, die

Ungarn und die Ukrainer. Jn der Altersgruppe von 50 und mehr Jahren hatten die

Deutschen den größtenAnteil, standen also am ungünstigsten,die Tschechen schlossen sich
mit geringerem Abstand an, dann kamen die Ungarn, die Polen, die Slowaken und, an

günstigster Stelle, die Ukrainer. — Daraus ergibt sich, daß die Deutschen-
zwar die ungünstigste Altersstruktur im gesamten Staate haben, die Tschechen

jedoch nicht viel besser stehen, während Polen und Ungarn eine mittlere, Slowchen und

Ukrainer die günstigsteBesetzung haben. Unser deutsches Volk in der Tschecho-Olowakei
ist insgesamt stärkerüberaltert als die anderen Volksgruppen des Staates, unterscheidet-

hierin jedoch nur wenig von den Tschechen.
,
Allgemein ähnelt die Altersstruktur der

Deutschen in der"Tschecho-Slowakei derjenigen des Deutschen Reiches und weist im

Verhältnis zu den anderen Volksgruppen der Tschecho-Slowakei annähernd dieselben
Ungiinsiigen Unterschiede auf wie das Deutsche Reich im Verhältnis mit den

slawischen Völkern.
Die natürlicheBevölkerungsbewegung, die wesentlich von der Altersstruktur bestimmt

wird und diese wiederum beeinflußt, gliedert in Geburten-, Sterbe- und Geburten-

überschußbewegung.-
Bei der Volkszählungin der Tschecho-Slowakei 1930 wurde auch eine Zusammen-

fassung der Ehen nach der Kinderzahl der letzteingegangenen Ehen vorgenommen. Von
100 Ehenl hatten Kinder:

12

bei den keine 1 2 3 4 5 6 7u.8 9—11 u.mehx'

Deutschen . . . .17,98 19,10 17,46 12,34 8,74 6,33 4,69 6,03 4,04- 3,29
Tschechen . . . .15,60 19,58 18,83 12,73 8,85 6,30 4,77 6,19 4,19 2,96
Slowaken . . . .12,77 13,77 14,65 12,65 10,87 8,66 6,98 9,59 6,74 3,-32
Ungarn . . . . .14,92 15,82 15,75 12,53 9,95 7,65 6,,06 8,33 6,01 2,98
Polen . . . . . .15,47 14,92 14,27 11,22 9,34 7,55 6,12 9,17 7,33 4,61
Ukrainern . . . .13,08 12,90 12,50 11,14 10,42 8,98 7,55 10,95 8,·27 4,21
Rumänen . . . ·13,60 11,12 10,54 10,97 10,41 8,59 7,04 12,57 9,08 6,08

Die Ausgliederung ist nach der Nationalität der Mutter erfolgt· Aus ihr ergibt
daß die Deutschen die meisten Ehen ohne Kinder haben, und daß die Geburtenschwarhe
auch in den anderen Gruppen bei ihnen am stärkstenausgeprägt ist· Nicht viel besser
allerdings ist das Bild bei den Tschechen.
Für das Gesamtgebiet der Tschecho-Slowakei enthält die nachstehende Uebersichtdie

Bevölkerungsbewegungsziffernauf 1 000 Einwohner:
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Lebendgeburten Sterbefälle Geburtenüberschußbei den
1933 1934 I 1935 1933 1934 1935 1933 1934 1935

Sudetendeutschen. . . . 15,27 14,85 13,83 13,49 12,75 13,28 1,78 1,90 0,55
Tschechen . . · . . . . 16,83 16,25 15,16 12,83 12,41 12,63 4,00 3,84 2,53
Slowaken . . . . . . . 25,55 24,83 24,22 14,65 14,43 "14,08 10,90 10,40 10,14
Ungarn . . . . . . . . 23,75 22,91 22,58 15,85 15,11 15,09 7,90 7,80 7,49
Polen . . . . . . . . 25,09 23,72 21,33 16,71 16,38 15,90 8,38 7,34 5,43
Ukrainern u. Ruthenen . 36,61 35,87 35,60 18,77 17,94 17,64 17,84 17,93 17,96

Durch etwas geringere Geburten-, höhere Sterbe-, damit geringere Geburtenüberschuß-
ziffern hebt die Bevölkerungsbewegungder Deutschen von derjenigen der Tschechenab.

Gegenüberden anderen Volksgruppen haben die Deutschen ebenfalls geringere Geburten-.
aber zugleich geringere Sterbeziffern. Die deutschen Geburtenüberschußziffernbleiben

daher, wesentlich veranlaßt durch die geringen Geburtenziffern, stark hinter den Ueber-

schußziffernder anderen Volksgruppen zurück..
Eine leichte Besserung zeigte die Bevölkerungsbewegungder Deutschen in der Tschecho-

Slowakei erstmals im Jahre 1936. Zwar sank die Geburtenziffer noch etwas, die Sterb-
lichkeit ging aber stärker zurück, so daß der Geburtenüberschußleicht, auf 0,7 v.T.,
erhöhte. Die Besserung tritt deutlicher bei der Betrachtung der einzelnen Länder in

Erscheinung. Jn Böhmen erfolgte von 1935 zu 1936 noch ein leichter Abstieg der

deutschen Geburtenzifser von 13,5 auf 13,3, die Sterbeziffer ging aber von 13,3 auf 12,9
zurück, die Geburtenüberschußzifferstieg infolgedessen von 0,2 auf 0,3. Dagegen ver-

schlechterte die Geburtenziffer der Tschechen in Böhmen merklich von 14,2 auf
13,9 v.T. Die Sterblichkeitsziffer mit 13,0 v.T. blieb die gleiche wie im Jahre 1935.

Somit verminderte die Geburtenüberschußzifferum 0,3 von 1,2 auf 0,9 v. T. Durch
diese Entwicklung hat der Vorsprung der tschechischen gegenüber der deutschen
Geburtenüberschußzifferin Böhmen von 1,0 v.T. im Jahre 1935 bereits auf 0,6 v. T.
im Jahre 1936 vermindert. — Jn Möhren- Sch l e si e n stieg die Geburtenziffer der

Deutschen gering, von 44,15 aus 44,30 v.T. Der Rückgang der Sterblichkeit stellte
auf 0,2, von 13,5 auf 13,3 v.T. Die Geburtenüberschußzifferverbesserte um 0,3
von 0,7 auf 4,0 v.T. Bei den Tschechen sank die Geburtenziffer von 16,9 auf 16,8 v. T.
Die Sterblichkeitsziffer nahman 12 auf 12,2 v.T. zu,- es verminderte die Geburten-

überschußzifserdemnach von 4,9 auf 4,6 v. T. Der tschechischeVorsprung hat sich dadurch
von 4,2 auf 3,6 v.T. verringert;

— Jn der Slowakei prägt die Besserung der

volksbiologischen Lage der-Deutschen schärfer aus. Bei einem Anstieg der Geburtenziffer
von 15,6 aus 16,0 v. T. und einem Abstieg der Sterbeziffer von 12,2 auf 11,6 v. T. ergab

die beträchtlicheErhöhung der Geburtenüberschußziffervon 3,4 auf 4,4 v.T. Der

Besserung der natürlichen Bevölkerungsbewegungder Deutschen stand ein leichter Rück-
gang der slowakischen Geburtenziffer von 24,3 auf 24,0 bei einem beinahe gleichvgroßen
Rückgangder Sterblichkeitsziffer von 14,15 auf 13,9 v.T. gegenüber. Die Ueberschuß-
ziffer der Slowaken verminderte gering, von 10,2 auf 10,1 v.T. Jnfolge dieser
Entwicklung ist der Vorsprung der slowakischen Geburtenüberschußziffergegenüber der

deutschen Ziffer von 6,8 auf 5,7 v.T. zurückgegangen.Jm Gegensatz zu den Deutschen
verzeichnete die ungarische Volksgruppe eine Verschlechterung der Geburtenlage. Die

ungarische Geburtenziffer sank von 22,3 auf 21,0 v.T., die Sterbeziffer nur von 15,2

auf 14,4 v.T., so daß die ungarische Geburtenüberschußziffervon 7,1 auf 6,6 v.T.

zurückging. Der ungarische Vorsprung in der Geburtenüberschußziffergegenüber den

Deutschen verringerte damit von 3,7 auf 2,2 v.T. — Auch in Karpathoruß-
la n d machte eine deutliche Besserung der volksbiologischenEntwicklung der Deutschen
bemerkbar. Gegenüber 363 Geburten im Jahre 1935 wurden 365 Geburten im Jahre
1936 verzeichnet. Die Sterblichkeitsziffer ging von 12,0 auf 40,7 zurück,die Geburten-

überschußzifferstieg beträchtlich, von 12,7 auf 13,8 v. T. Jm Gegensatz hierzu haben die

Ukrainer einen Rückgang ihrer Geburtenziffer von 38,4 auf 37,0 v.T. bei einem gleich-
zeitigen Anstieg der Sterblichkeitsziffer von 18,7 auf 20,9 v.T. erlitten, so daß die

Geburtenüberschußziffersehr stark, von 19,7 auf 16,1 v. T. absank. Standen die Ukrainer
im Jahre 1935 in der Geburtenüberschußzisfernoch um 7,0 v. T. besser als die Deutschen,
so betrug der Unterschied 1936 nur noch 2,3 v.T. Auch die Ungarn in der Slowakei

verzeichneten eine Verschlechterung ihrer volksbiologischen Entwicklung. Die Geburten-

ziffer stieg zwar noch von 25,8 auf 26,2 v. T. an, erheblich stärker stieg die Sterbeziffer,
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von 15,9 auf 17,2 v.T. Die Geburtenüberschußzifferin en 1 9,9 au

Ho v. T. zurück.Der im Jahre 1935 bestehende Vorsprungzdegr does1Geburtenk
uberfchußziffervon 2,8 erhöhte sich im Jahre 1936 auf 4-8. Die nachfolgende Uebersicht
enthält die natürlichenBevölkerungsziffern des Deutschen Reiches(ohne Land Qesterreich)im Vergleich mit der gesamten Tschecho-Slowakei (auf 1000 Einwohner)t

Leb endgeborene Gestorbene Geburtenüberschuß
Jahr -

L-

Deutfches Ti chechos Deutsch es Tschechvs Deut e -

Reich Slowakel Reich Slowakei Resig
s

DREI-ei
1930 17,5 22,7 11,1 14,2 6,5 8 5
1931 1(,-,0 21,5 11,2 14,3 4,7 7«2.
1932 15,1 21,0 103 14,1 4,3 6-9
1933 14,7 19,2 11,2 13,7 3,5 5«,5
1934 18,0 18,7 10,9 13,2 7,1 5,5
1935 18,9 17,9 11,8 13,5 7,0 4,4
1936 19,0 17,4 11,8 133 7,2 4,1
1937 18,8 17,2 11,7 13,3 7,1 3,9

Seit 1935 hat die reichsdeutscheGeburtenziffer die Geburtenziffer der Tschecho-Slowakej
überholt, die reichsdeutschen Sterbeziffern sind ständig geringer als die der Tschecho-
Slrwakei. Die reichsdeutscheGeburtenüberschußzifferist bereits seit 1934 höher als die
der Tschecho-Slowakeiund lag im Jahre 1937 um 3,2 v.T. günstiger als die Ziffer
der Tschecho-Slowakei.

Ueber die W a n d e r u n g s b e w e g u n g in der Tfchecho-Slowakei hat Hassinger
sich geäußert. »Schon seit 1880« sagt er, ,-zeigte sich an der deutschen Sprachgrenze da
und dort ein Abbröckeln auf deutscher Seite. Auch die tschechifchenMinderheiten im

geschlossenendeutschenSprachgebiet vermehrten sich, die Deutschen im tschechischengingen
zurück, die deutschenSprachinseln schmolzen zusammen.« Entscheidend aber sei hierbei
weniger die vitale Ueberlegenheit der Tschechengewesen als vielmehr die Wanderungs-s
bewegung,die einseitigaus den tschechischenländlichenGebieten in die industriellen deutschen
Randgebiete ergossen habe. Der tschechischeBevölkerungsstatistikerDr. Bohåö führte im

JCMUUV 1934 in Prag aus: »Die natürlicheBevölkerungsbewegungist auch die Grundlage
für die Rück-Male Politik und ist bei weitem folgenschwerer als ein künstlicherDruck. Die

deutschen Rand ebiete des Staates sind vorzugsweise Industriegebiete, in denen die Lebens-

bedingungen inFolgeder Krise überaus schwerer sind als in den tschechischen,vorwiegend
landwirtschaftlichenGebieten. Dies bedeutet, daß die Widerstandskraft des deutschen
Elementes schwindet und damit eine Vorbedingung für das Vordringen des tschechischen
Elementes in die noch deutschen Gebiete gegeben ist. Dazu kommt, daß das soziale Niveau
der tfchechischenBevölkerung noch immer unter dem der deutschen liegt.·. . Die Tschechi-
sierung erfolgt heute durch die wahrhaften Volkskräfte von unten her-. . . Die not-

wendige Neagrarisierungder deutschen Gebiete ist weiter als Vorbedingung für das Vor-

dringen des tschechischenElementes zu werten.«
—- Mit diesen Worten wird das der

sudetendeutschenBevölkerungbestimmte Schicksal vorgezeichnet. lieber den wirtschaftlichen
Prozeß, der mit allen staatlichen Machtmitteln vorwärtsgetrieben wird, will man zu einer
weiteren Verelendungdes Sudetendeutschtums kommen, auf diese Weise den biologischen
Willen unserer Volksgenossen an der Wurzel treffen, um in die langsam, aber sicher
freiwerdenden deutschenPlätze Tfchechen nachwandern zu lassen. Es fehlt hier der Raum,
Einzelheiten der Wanderungsbewegung zu erörtern. Soviel aber ist gewiß, daß die

Tschechen mit allen Mitteln versuchen, den biologischen Willen der Deutschen zu treffen,
sei es auch, wie das an zahlreichen Einzelbeispielennachgewiesen werden könnte, dadurch,
daß sie in bereits überfülltesudetendeutscheGebiete Tschechenverpflanzen.

Innerhalb der deutsch-flawischenbiologischen Entwicklung stehen die Sudetendeutschen
in vorderster Front Sie haben nicht nur den Druck auszuhalten, den die Tfchechen un-

mittelbar auf den sudetendeutschenLebensraum ausüben, sondern sind zugleich der Tendenz
aller Slawen ausgesetzt, die in staffelförmigemZusammenwirken nach Westen drängen.
Um so erfreulicher ist die Entwicklung des Jahres 1936, die zeigt, daß das Deutschtum
der Tschecho-Slowakei entschlossen ist, unter allen Umständenden heimatlichen und volks-

deutschen Boden vor fremdem Zugriff zu behaupten. Leider mehren im Augenblick
die Anzeichen,daß die deutsche Bevölkerungsbewegung im Jahre 4937 einen geringen
Nückschlagerlitten hat. Darüber wird später besonders berichtet. Dr. Heinz Nogmann.
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Gegen den Staatskapiialismus in Polen
Schon lange wird in Polen ein erbitterter Kampf gegen die Betätigung des Staates

in wirtschaftlichen Unternehmungen eführt. Gerade in den letzten Jahren ist die staat-
liche Beteiligung an wirtschaftlichen Fluternehmungenaber besonders stark gestiegen, was

zur Folge hat, daß die Abwehr aus dem Kreise des Privatunternehmertums an Schärfe
ständigzunimmt.

Einen interessanten Ueberblirk über den Umfang der derzeitigen staatlichen Betätigung
in wirtschaftlichen Unternehmungen ewinnt man aus einem kürzlich erschienenen Buche
,,Konrern Panstwowy w Polste« (s8erStaatskonzern in Polen) von Dr. Bernadzikie-
wirz, das die Tätigkeit des Staates in der Wirtschaft in düsterenFarben schildert. Im-

merhin dürften die Angaben über den Umfang der Staatsbeteiligungen
annähernde Richtigkeit haben. Der Verfasser behauptet, daß die Umsätze der vom Staat
kontrollierten Unternehmungen bereits ein Fünftel der Gesamtumsätze der polnischen
Wirtschaft ausmachen.

Nach der erwähnten Studie betreibt der polnische Staat etwa 94 v. aller Eisen-
bahnlinien, 10 v. der Autobuslinien, 95 v. der Seetonnage und das gesamte Post-,
Telegraphen- und Nundfunkwesen. Ferner entfallen 7 0 v. d e r H ü t t e n p r o d u k -

tion, 25 v. der gesamten Kohlenförderun , 100 v. der Pottascheproduktion, 80

v. der Salzproduktion und 20 v. der Erdgasgewinnunauf staatliche Unterneh-
mungen. Weitaus überwiegend im Staatsbesitz befinden die Nüstungsindustrie,
die Automobilindustrie und die Flugzeugindustrie. Auf die Staatsforsten entfällt die

Hälfte aller Holzeinschlägedes ganzen Landes, und die staatlichen Versicherungsgesell-
schaften verzeichnen fast 55 v. der gesamten Prämien- und Beitragszahlungen des pol-
nischen Verstcherungsgerverbes.

Den stärksten Einfluß hat der Staat auf die Schlüsselstellungder Wirtschaft genom-
men, nämlich auf den Markt für langfristige Kredite, die Quelle für langfristige Jn-

vestitionsanleihen. Nach amtlichen Daten betrug die Gesamtsumme der von den Insti-
tuten für langfristigen Kredit emittierten Pfandbriefe und Obligationen am 30.Sep-
tember 1937 1958,9 Mill. Zl., wovon auf die Emissionen der Staatsbanken 1111 Mill.
oder 56,7 v. entfielen.

Noch im Jahre 1927 gab es in Polen nicht eine einzige Handelsgesellschaft, an welcher
der Staat mit mehr als 67 v. des Grundkapitals beteiligt war. Heute sind bereits

57 Gesellschaftenvorhanden, die a u s schließlich es Staatseigentum sind.
Besonders interessantaus der Arbeit des Verfassers sind die Berechnungen über die

Höhe der staatlichen Leistungen an die staatlich kontrollierten Unternehmungen. Danach
soll der polnische Staat in der Zeit von 1927—1936 die Summe von 4 Milliarden Zl.
in Form von Zuwendungen, nicht zurückgezahltenDarlehen, Verzicht auf Gewinnaus-

schüttungusw. in diese Unternehmungen hineingesteckthaben, d· i. eine Summe von jähr-
lich 432 Mill. Zloty. Zum Vergleich für die bedeutende Höhe dieser staatlichen Leistun-
gen wird angeführt, daß die drei Hauptsteuern (Grund-, Gewerbe- und Einkommensteuer)
im Jahre 1935s36 438 Mill. Zl. erbracht haben. Die Folgerung lautet, daß der pol-
nische Staat in den letzten Jahren soviel in seine Unternehmungen hineinsteckt, wie er

durch diese drei Steuern einnimmt, Und daß der Sejm somit alle drei Steuern ohne
Schwierigkeiten aufheben könnte, wenn es keine Staatsunternehmungen gäbe.

Diese Darstellung ist natürlich einseitig. Es braucht nur darauf hingewiesen zu wer-

den, daß dem polnischen Staatsschatz andererseits auch bedeutende Erträge aus seinen
großen Unternehmungen, wie den Staatsforsten usw., zugeflossen sind. Es muß natürlich
den maßgebendenpolniegchenJnstanzen überlassenbleiben, diese Dinge richtigzustellen.Daß
die Bekämpfung des taatskapitalismus in Polen von interessierter polnischer Seite

systematisch erfolgt, geht daraus hervor, daß die Jndustrie sich zu diesem Zweck maßgeb-
lichen Einfluß auf verschiedene Presseorgane verschafft hat. So finanziert die Industrie

.B. die mehrmals in der Woche erscheinendeZeitung ,,Depesza", die seit Jahr und

Tagin der Hauptsache damit beschäftigt,die ungünstigenSeiten der staatlichen Einfluß-
nahme auf die polnische Wirtschaft aufzuzeigen und die Gefahren auszumalen, denen die

polnische Volkswirtschaft bei einer Fortdauer dieser Erscheinung entgegengeht. Aus ähn-
lichen Gründen wird auch der schwerindustrielle ,,Kurjer Polski« fortlaufend subventioniert.
Diese Subventionen sollen laut dem Wilnaer ,,Slowo« um 175 000 ZL erhöht
werden, damit das Blatt noch stärker als bisher die Jnteressen der Privatindustrie propa-
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gandistisch vertreten kann. Weiter heißt es, daß auf Initiative und mit Unterstützung
der gleichen Kreise in den letzten Jahren verschiedene Schriften über die staatliche Einfluß-
nahme auf die Jndustrie unter betonter Hervorkehrung der nachteiligen Wirkungen au
die Gesamtlageder Wirtschaft erschienen sind. Zu diesen zählt offensichtlich auch die

eingangs ermahnte Schrift.
Wir finden diesesMoment der Abwehr staatlicher Jngerenz auch in der jüngsten

Stellungnahme der Delegiertentagung des Zentralverbandes der polnischen Jndustrie vom

31.Mai d. J. zur Wirkschaftspolitik, in der es heißt: »Die politische Konsolidierung des
Landes ist die wichtigsteAufgabe, die gegenwärtig in Polen gelöst werden muß, und dies

umsomehr, als auch die Frage der Landesverteidigung in dieser Konsolidierung eine feste
Grundlage erhält. Vor allem ist es notwendig, die Kontrolle und Einflußnahme (durrh
den Staat) abzugrenzenund jedem einen angemessenen Kreis von Selbständigkeit zu
belassen, indem versucht werden muß, aus der Gemeinschaft und der Einzelperson das

Maximum positiver Eigenschaften herauszuholen· Der Ausbau der Jndustrialisierung
ist gleichbedeutendmit einer Jntenfivierung der Jnvestitionstätigkeit. Richtig ist die These,
daß die Jnvestitionen der ,,indirekten Rentabilität«) eine staatliche Domäne sein sollen . . .«

Wie aus der vorstehenden Darstellung ersichtlich ist, sind die Widerstände gegen eine

staatsaktive Wirtschaftsführungin Polen recht erheblich. Jn den Bemühungen um die

Gewinnung der öffentlichenJReinung hat es die Staatsführung bisher allerdings ver-

säumt, einen stärkeren Einfluß auf die Presse des Landes zu
sichern. Die Zahl der Blätter, deren die Regierung als Sprachrohr bedient, beschränkt
sich auf wenige Warschauer Tageszeitungen, denen zudem jede Popularität abgeht. Auf
die sogenannte ,,großePresse-C diesen wichtigen Faktor der öffentlichenMeinungsbildung,
sucht sie —— etwa im Wege finanzieller Beteiligungen usw. — keinen unmittelbaren Ein-

fluß zu gewinnen. Diesesschon im Hinblick auf verschiedeneauch dem Ausland gegenüber
übernommene Verpflichtungen eigenartig anmutende Jnaktivität auf dem Gebiete der

Pressebeeinflussungerschwert nicht nur die Arbeit der maßgeblichenFaktoren in der enge-
ren Wirtschaftspvlitik, sondern ist auch eine der Grundursachen der mangelnden Ausrich-
tung der öffentlichenMeinung auf dem breiten Sektor der Jnnen- und Außenpolitik.
———

- .

die fixEinsteEkZFkTIRåITFUHSUZIZZHZZRZPIZTMTTHTIielFrcPikisåsåkåsnckänGsiiiäikkkiikrikisiLÄichTwstleiZiehiiåki
bedeutende Kapitalanlagen erfordern, aber — zumindcst in den ersten Jahren — ausgesprochene Zuschuguntev
nehmen darstellen.

Deutsches Schicksal in Polen
Deutschenentlafsungen am laufenden Band

Die AusschließungdeutschstämmigerArbeiter und Angestellten aus den ostober-
schlesischenBetrieben wird systematisch fortgesetzt. Jn diesen Tagen hat die Schlestsche
Kleinbahngesellschaftin Kattowitz wiederum z w ei d e u t s ch e n A n g e st e l l t e n

gekündigt, nachdem sie bereits vor kurzem fünf Deutsche entlassen hatte. Als die

Gekündigteneine Begründungihrer Entlassung forderten, wurde ihnen von der Direktion

mitgeteilt, daß eine ,,Anordnung von höherer Stelle« vorliege. Der tatsächlicheGrdund ist,
wie in den zahllosen anderen Fällen, daß die Angestellten ihre K i n d e r in die

deutsche Schule schicken.
Wegen der Entlassung von acht deutschen Arbeitern hat der Betriebs-

rat der Florianhütte (Falvahütte) in Schwientochlowitz beschlossen, keinen Einspruch zu
erheben. Bei den Entlassenen handelt es um deutsche Facharbeiter, die seit Jahr-
zehnten in der Hütte beschäftigtwaren. Jnsgesamt wurden 22 Arbeiter entlassen, darunter

auch solche, die geglaubt hatten, die Arbeitsstelle durch den Austritt aus den deutschen
Gewerkschaften und durch Ummeldung ihrer Kinder in die polnische Schule zu erhalten.
Die Arbeiter sind durch die antideutsche Einstellung der Betriebsratsmitglieder jeder Mög-
lichkeit beraubt, von den staatlichen Schutzmitteln Gebrauch zu machen.

14 Arbeitern, die sich zum Deutschtum bekennen, ist wiederum von der Ver-

waltung der F r i e d e n s h ü t t e gekündigt worden. Als Entlassungsgrund wurde

«Nichteignung«angegeben. Sämtliche Entlassene sind Facharbeiter, mit deren Leistungen
man seit 20 und mehr Jahren zufrieden war. Die ,,Nichteignung" zur Ausführung
der ihnen übertragenenArbeiten sieht die Verwaltung des Werkes darin, daß sie zu diesen
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Arbeitern als Angehörige der deutschen Volksgruppe kein Ver-
trauen haben könne. Die Entlassenen sind durchweg Familienväter und schicken ihre
Kinder in die deutsche Schule. Jn den letzten Monaten hat die Friedenshütte dank dem

günstigenAuftragseingang 500 Arbeiter neu eingestellt, doch ist nicht ein einziger Ange-
höriger der deutschen Minderheit darunter.

Verbote von Veranstaltungen der deutschen Volksgruppe
Am 15. Mai d. J. hatte, wie bereits gemeldet, die deutsche Volksgruppe in Kattowitz

den alljährlichen »Tag der deutschen Arbeit", der von der Jungdeutschen Partei mit
einer Großkundgebunggeplant war, begehen wollen. Die Großkundgebung,die von der

Polizei genehmigt worden war, sollte im Stadion des 1. Fußball-Clubs Kattowitz vor

gehen. Wenige Tage vorher mußte die Kundgebung abgeblasen werden, weil der Besitzer
des Platzes, die Verwaltung der im staatlichen Besitz befindlichen Interessengemeinschaft
(früher Kattowitzer A.G. und Vereinigte Königs- und Laura-Hütte), dem 1.C. die

Abgabe des Stadions zu nichtsportlichen Zweckenuntersagte. Daraufhin sah die Jung-
deutsche Partei veranlaßt, die Großkundgebungauf einen späteren Termin zu verschieben.
Es gelang ihr, in der Nähe des -1. C.-Stadions eine große eingezäunteWiese ausfindig
zu machen, die für die Kundgebung geeignet erschien. Die Jungdeutsche Partei setzte
daraufhin die Feier des ,,Tages der Deutschen Arbeit« auf den kommenden Sonntag, den

12.Juni, an. Am Donnerstag hat die Polizeidirektion Kattowitz ihre bereits
erteilte Genehmigung zur Abhaltung der Großkundgebungzurückgezogenund die Ver-
a n st a l t u n g »aus Gründen der öffentlichenRuhe und Sicherheit« v e r b o t e n. Dieses
plötzlicheVerbot der Kattowitzer Polizei hat innerhalb der deutschen Volksgruppe in Ost-
oberschlesien lebhaftes Befremden ausgelöst. Das Verbot ist auch durch nichts gerecht-
fertigt; denn die seit dem Jahre 1936 alljährlich durchgeführten,,Tage der deutschen
Arbeit« sind stets ohne jeden Zwischenfall verlaufen. Es muß leider wieder einmal fest-
gestellt werden, daß die örtlichen Jnstanzen in Ostoberschlesien nicht nur über die

deutsch-polnischeMinderheiten-Erklärung vom 7. November 1937, sondern auch über die

polnische Staatsverfassung hinwegsetzen, die allen polnischen Staatsbürgern, gleich
welcher Volkstumszugehörigkeit,die Freiheit der kulturellen Betätigung zusichert.

Am Pfingstsonntag sollte in der deutschen Siedlung Königsau in Kleinpolen die

diesjährige ordentliche Jahresversammlung des Verbandes deutscher
Katholiken für die Wojewodschaft Lemberg stattfinden. Das Landrats-
amt in Drohobyrz, das hiervon ordnungsmäßigverständigtwurde, verbot die Abhaltung
der Jahresversammlung des VdK. wie auch den Begrüßungsabend am Vortage. Seit
12 Jahren hält der VdK. seine ordentliche, nach Gesetz und seinen behördlich bestätigten
Satzungen vorgeschriebene Jahresversammlung ab, ohne daß Anlaß zum Einschreiten der

Behörden gegeben war. Wie hierzu verlautet, war der Starost trotz telefonischen Anrufs
und persönlicherVorsprache für den Vertreter des Deutschen Volksrates für Kleinpolen
nicht zu sprechen. Dieser wollte den Starosten von der irrtümlichen Auffassung über
Zweck und Charakter der Veranstaltung abbringen, zumal die Delegierten zu dieser
Tagung zum"Teil weither und ohne die hohen Kosten zu scheuen, in Königsau bereits"ein-

getroffen waren, und den Starosten bewegen, die Abhaltung der Veranstaltung doch noch
zu bewilligen. Da der VdK. der Ueberzeugung ist, daß die vom Starosten in Drohobyrz
getroffene Maßnahme zu Unrecht erlassen wurde, hat er bei der Wojewodschaft in

Lemberg Einspruch gegen das Verbot erhoben.
Ein w ei te s: e r Fall behördlicherSchikanen wird aus Nybnik gemeldet· Dort plante

der D e u t sch e S ch u l v e r e i n am Himmelsfahrtstag die Veranstaltung eines

E l te r n a b e n d s
, der in der Turnhalle der deutschen Privatschule stattfinden sollte.

Die Veranstaltung mußte abgesagt werden, weil die Turnhalle für diesen Zweck durch die

Behörde nicht freigegeben worden ist.
Jn E m a n u e l se g e n wiederum wurde durch Provokationen von Aufständischen

eine Muttertagsfeier des Deutschen Volksbundes, Bezirksvereinigung
Kattowitz, gestört. Vor Beginn der Feierstunde stellte es heraus, daß in dem neben

dem Saal liegenden Raum eine plötzlicheinberufene Versammlung der Aufständischen
stattfinden sollte. Die Ausgestalter der Feier wurden schon bei der Ausschmückungdes

Saales vom Wirt veranlaßt, von der Anbringung eines Spruchbandes ,,Frauen, ihr seid
die Trägerinnen unseres zukünftigen Lebens, ihr müßt aber auch die Bezwingerinnen
unserer täglichenNot sein«, abzusehen. Die Aufständischenstörten die Feier durch Lärm-

279



szenen und trommelten mit Füßen und Fäusten an der Saaltür. Da die Aufständischen
versuchten, die Tür gewaltsam zu erbrechen, mußte der Eingang durch Tische und Stühle
versperrt werden-

Boykott von deutschen Gewerbetreibenden

Am Eröffnungstageder kürzlich abgehaltenen Posenek Messe fand eine Zu-
iammenkunfk Westpolnischer Wilkschllfksvekkkekekstclkh die durch die Anwesenheit des
Polnischell HandelsministersRoman besondere Bedeutung erhielt. Bei dieser Gelegenheit
hielt dekPkäsidentder Posener Handelskammet Kalclmcljskieine Rede, in der er mit einer
Reihe stqkkstischerZahlen die Aufmerksamkeit des IRinisters auf die ,,gefährlicheWirt-
ichafksoffensiveder Deutschen-«in Westpolen hinlenkte. Er sagte u. a., die deutsche Gefahr
ill,den WestpolnischenLandesteilen werde gewöhnlichunterschätztzdie eben vorgebrachten
Ziffern sollten nicht nur das Posener Gebiet, sondern ganz PDIen makes-stetem .- Bei
diesem Herrn Kalamajski kaufen viele deutsche Hausfrauen ein, in dessen Geschäft sie
gern deutschbedient werden, damit es auch floriere. — Wie nicht anders zu erwarten war,
klatschk UUU der »Kurjer Poznanski«zu den «Warnungendes Kalamajski an die Adresse
der Regierunglaut Beifall. So hetzt ein vermögenderund an einflußreicherStelle stehen-
der Mann in offiziellerRede gegen die deutsche Volksgruppe in Polen in Gegenwart eines
amtierenden Minister-s. Die ,,Deutschen Nachrichten«(Posen) fkagenz»Wä« eg denkbar,
daß der Vorsitzendeder Leipziger Handelskammer vor dem NeichswirtschaftsministerFunk
ein Referat über den Anteil zehntausender polnischer Gewerbetreibender in Sachsen, das

auch Grenzland ist, hält, um anschließenddie «POIIITscheGefahr« an die Wand zu malen?
Kann es überhauptPolen im Reiche geben, die über Arbeitslosigkeit beklagen?
Neseriert anläßlichder Breslauer Messe der Handelskammerpräsidentvon Breslau

vielleicht dem Neichsfinanzministerüber die schädlicheTätigkeitder polnischen Genossen-
schaften im deutschenGrenzland? Sagt doch endlich, was ihr von uns wollt: Boykokk!
Das ist es!« Jn Nostarrzewo gibt es eine Kolonialwarenhandlung, die
dem DeutschenRaschkegehört. Seit Mitte April etwa standen bis zu den letzten Tagen
vor diesem Geschäftin den Mittags- und Abendstundenzwei Polen. Will ein Vorüber-

gehender den Laden betreten, so wird er gefragt, ob er nicht wüßte, daß dies ein deutsches
Geschäftsei, und er wird aufgefordert, bei Polen zu kaufen. Dabei gibt es in Rostarczewo
eine ganze Reihe polnischer Handwerker, die keine deutscheKonkurrenzhaben, zu denen

folglich alle interessierten Deutschen einkaufen gehen. Während also der Einkauf Deutscher
bei Polen nach Ansicht der polnischen Hetzapostel vollkommen in Ordnung ist, ist der

Kauf in deutschenGeschäftenein Verbrechen.

Beeinträchtigung kultureller Betätigung.
Jn den letzten Tagen ist dem deutschen Pächter des Gasthauses in Poczekaj, Kreis

Mogilno, Heinrich Göres, durch die Polizeibehördeverboten worden, während der An-

wesenheit von Gästen deutsche Nundfunkübertragungen zu bringen. Der

Nundfunkapparat befindet sich nicht einmal im Lokal, sondern in einem Nebenraum, der

zu Wohnzweckenbenutzt wird.

Jn Alzen wurde zu Pfingsten an der Nordseite der Pfarrkirche eine Gedenk-

tafel enthüllt, welche die Namen der im Kriege gegen Sowjetrußlandgefallenen Orts-

bewohner enthält. Als Stifter dieser Tafel zeichnetder Veteranenverein von Alzen. Tat-

sächlichwurde diese Anschaffung der Gedenktafel aber nur durch S am m e l g e l d e r

zustandegebracht, die zum überwiegend größten Teile
«

v o n D e u t s ch e n st a m m e n
,

ist doch die Gemeinde Alzen auch heute noch in ihrer überwiegendenMehrzahl deutsch.
Das Alzener Deutschtum, das gern zur Anschaffung der Gefallenen-Gedenktafel beitrug,
erblickt es doch in ihr eine Ehrung seiner tapfersten Söhne, war über die Art der Aus-

führung der Tafel schwer enttäuscht. Es zeigte sich nämlich, daß die Vornamen
der Helden in polnischer Sprache abgefaßt waren und daß auch bei der Auf-
führung der Familienn a m e n eine gewaltsame und willkürlicheVerstümmelung vor

sich gegangen ist. So wurde aus einem Sohlich ein ,,Zolich«, aus einem thser ein

» ypcer«, aus einem Schafran ein ,,Szafran«, aus einem Schubert ein »Szubert«
gemacht. An der Weihe und Enthüllung der Tafel hat die deutsche Bevölkerung von

Alzen nur schwachen Anteil genommen. Sie hat damit deutlich zum Ausdruck gebracht,
daß sie in dieser Art der Namensverstümmelung ihrer Volkszugehörigkeiteine b rüske

Verletzung ihrer nationalen Gefühle erblickt.
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Vor kurzem fand in Schoppini die Beerdi un einer 71«ä ri en deut en rau

aus Eichenaustatt, die vor ihrem stdeden ausgesplrohchekiihatte,schdaßFihre
Beerdigungvon einem deutschen evangelischenGeistlichendurchgeführtwerde. Dem deutsch-
evangeltschenPastor aus Schoppinitz, Dr. Bechtloff, der zur Verfügung gestellt hatte,
um denletzten Wunsch der Verstorbenen zu erfüllen, wurde von der polnischen geistlichen
Behorde die Genehmigung verweigert, die deutsche Beerdigung durchzuführen.Darauf
wurde die deutsche Frau ohne geistliches Geleit zu Grabe getragen.

Bedrohungen und Maßregelungen
Jn Zirke in der ehemaligen Provinz Posen wurde in den letzten Tagen die deutsche

Inhaberin eines Kolonialwarengeschäftsund ihre beiden Töchter von zwei Polen in

herausfordernder Weise zur Nede gestellt, weil auf der Jnnentür des Ladens noch das

deutsche Wort ,,Fernsprecher«zu lesen ist. Nach kurzem Wortwechsel gab einer der beiden

Polen der jüngeren Tochter, die sich schützendvor ihre Mutter stellte, Faustschläge ins

Gesicht, so daß sie blutend zu Boden stürzte. Die zur Hilfe gerufene Polizei stellte die

Personalien des Täters fest.
Am 10. Juni wurde der vom Vorläufigen Kirchenrat seines Amtes enthobene frühere

deutsche Pastor der evangelischen Gemeinde Schwientochlowitz (Ostoberschlesien), Koderirh,
aus seiner Wohnung im Pfarrhaus zwangsweise ausgesiedelt. Diese
Zwangsmaßnahmegegenüber dem deutschen Pastor durch einen Kirchenrat, der das Ver-
trauen der IRehrheit der evangelischen Christen nicht besitzt, zeigt, daß die polnischeSeite

entschlossen ist, im Kampf um die Polonisierung der evangelischen Kirche Ostoberschlesiens
alle Mittel einzusetzen.

Das Bezirksgericht in Gdingen hat fünf im Seekreis wohnhafte Angehörige der

deutschen Volksgruppe zu mehrmonatigen Gefängnisstrafen verurteilt,
weil sie —- wie die polnische Presse mitteilt — ihrer Freude über die Heimkehr der öster-
reichischen Ostmark zum Reich Ausdruck gegeben haben.

Kampf um deutsche Schulen
Vor kurzem hat die Deutsche Volksvertretung für Wolhynien

durch den deutschen Pastor Dekan Kleindienst eine Eingabe an den

p o l n i s ch e n K u l t u s rn i n i st e r gerichtet. Aus dieser Denkschrift geht wieder

einmal klar hervor, lwie systematisch die polnischen Schulbehörden trotz«Verfassung
und Minderheitenerklärung die Liquidierung des deutschen Schulwesens fortbetreiben.
Jm letzten Jahrfünft hat das Deutschtum allein in Wolhynien nicht weniger als

53 Schulen verloren. Jm laufenden Jahr ergingen S ch l i eß u n g s b e f e h l e fü r

weitere 5 Schulen. Durch diese Maßnahmen ist es foweit gekommen, daß
von den 7 500 schulpflirhtigen Kindern der 60 000 Wolhynien-Deutschen 5 800 Kinder

keinen oder nur einen sehr mangelhaften Unterricht in ihrer Muttersprache erhalten
Die Eingabe der Deutschen Volksvertretung stellt einen Appell an die pol-
n i f ch e R e g i e r u n g dar, die jüngstenEntscheidungen des Schulkuratoriums für
Wolhynien rückgängigzu machen, die mit den Grundsätzender MinderheitemErklärung
in krafsem Widerspruch stehen. Die vom Pastor D. Kleindienst unterzeichnete Denk-

schrift, die die schwere Sorge des Wolhynien-Deutschtums um die Erhaltung seiner
Schulen widerspiegelt, hat folgenden Wortlaut:

Seit ihrer Gründung hatten die deutschen Kolonien in Wolhynien ihre eigenen Privat-
schulen. Die Zahl der Schulen war gleich der Zahl der Kolonien. Fast alle diese Schulen
überstandenden Weltkrieg und noch im Jahre 1932, in der Zeit des Jnkrafttretens des

neuen Gesetzes für Privatschulen und Lehranstalten besaß die deutsche Bevölkerung
Wolhyniens 80 private Volksschulen; doch von dieser Zahl konnten sich nur 29 weiter

erhalten. Jm Jahre 1937 verkleinerte das Schulkuratorium für das Gebiet Wolhynien
diese Zahl noch um zwei Schulen und zwar durch die Schließung der privaten Volksschule
in Gliniszrze, Gemeinde Noåyszrze, Kreis Luck, und der privaten Volksschule in

S t a r h - Z a p u st , Gemeinde Noiyszrze, Kreis Lurk.
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Jn diesem Jahre sandte das Kuratorium an die Pfarräinter, den Konzessionärender

einzelnen Privatschulen die Benachrichtigung, daß es die Schulen zu schließen
beabsichtige.

Die Erklärungen, die die Konzessionärevorlegten, wurden nicht berücksichtigt.Die

Schließung wurde verwirklicht, und zwar in diesem Jahr in folgenden Fällen: 1. die

private Volksschule in Cezaryn, Gemeinde Poddebce, Kreis Luck, 2. die private
Volksschule in J 6 z e f i n

, Gemeinde Czaruk6w, Kreis Lack, 3. die private Volksschule in

Dilbrowa, Gemeinde KisielitI, Kreis Horoch6w, 4. die private Volksschule in Luck,

? dieLErivateVolksschule in N o w o - N a k o w s z r z y z n a, Gemeinde Torrzyn,
reis u .

i

Die Gründe, die das Kuratorium angab, sind verschieden: Jn den Fällen J6zefin,
Nowo-Nakowszrzyznaführt es B a u a n g e l e g e n h e i t e n an. Cezaryn wurde wegen
des niedrigen U n te r r i ch t s n i v e a U s geschlossen, Luck und Dsbrowa wegen des Nicht-
einhaltens des Statuts.

Wir beabsichtigen nicht, die Gründe in den einzelnen Fällen zu analysieren, denn es

ist ja bekannt, daß wir Bauangelegenheiten nicht hätten, wenn d a s K u r a to r i um für
das wolhynische Schulgebiet in dieser Sache nicht e i n n e g a t i v e s U r teil gefällt
hätte, worauf die allgemeine administrative Behörde bei der Ablehnung der Bestätigung
von Bauprojekten beruft. Wir können die Schulen nicht mit einem entsprechenden Lokal

versehen, da das Kuratorium es nicht wünscht. Aehnlich verhalten sich die Dinge in den

übrigen erwähnten Fällen.

Solange kein Programm für die Schulen mit deutscher Unter-

richtssprache vorliegt, wird und kann die Beurteilung des

Unterrichtsniveaus nicht objektiv sein, dagegen darf die
individuelle subjektive Feststellung des Niveaus nicht der
Grund zur Schulschließung sein.

Aus der Beurteilung des Kuratoriums, die die allgemeine administrative Behörde bei
der Absage der Bestätigungvon Bauprojekten anführt, geht hervor, daß das Kuratorium

auf dem Standpunkt steht, daß da, wo öffentlicheVolksschulen bestehen, es nicht n ö t i g
se i

,
eine öffentlichePrivatschule weder zu erhalten noch zu gründen. Wir wären der-

selben Meinung, wenn das Kuratorium das Schulwesen so ausbauen würde, daß da,
wo es eine Privatschule für unnötig hält, die Möglichkeit gegeben wäre, daß Kinder
deutscher Nationalität eine ö f f e n t l i ch e V o l k s s ch u l e mit deutscher Unterrichts-
sprache besuchen könnten.

Wir stehen auf dem Standpunkt, daß die Angelegenheit der Privatschulen mit deutscher
Unterrichtssprache nicht durch das Kuratorium entschieden werden kann, so n d e r n

allein durch die deutsche Bevölkerung. Es ist Tatsache, daß von der

allgemeinen Zahl, d.h. von 7 500 Kindern, 5800 Kinder keinen oder nur mangelhaften
Unterricht in der Muttersprache genießen. Der Schulbedarf wird nicht verschwinden,
solange die 5 800 Kinder nicht«-dieMöglichkeit haben, Unterricht in Schulen mit deutscher
Unterrichtssprache zu genießen. Aber einstweilen gibt es für die 60 000 Einwohner
zählende deutsche Volksgruppe in Wolhynien k e i n e ö f f e n t l i ch e n S ch u l e n m it

deutscher Unterrichtssprache.
Es ist Tatsache, daß die deutsche Bevölkerung in Wolhynien mit ihren Schulen sehr

verbunden ist, da sie viele Opfer gebrachthat und auch in Zukunft bereit ist, diese Schulen
mit e i ge n en Mitteln zu erhalten. Die deutsche Bevölkerung kann die Handlungs-
weise und die Taktik des Schulkuratoriums — das die Bestrebungen der Bevölkerung,
Privatschulen zu erhalten, nicht unterstützt

— angesichts der katastrophalen Lage des

Volksschulwesens in Wolhynien n i ch t v e r st e h e n.

Die Angelegenheit der N i ch t b e st ä t i g u n g d e r P l ä n e durch die administrative
Behörde auf Grund des negativen Urteils des Kuratoriums wurde an das Innen-

ministerium weitergeleitet.
Wir bitten den Herrn Minister um Unterstützungunserer Bestrebungenbezüg-

lich der Verwirklichung der Bestimmungen der V e r f a s s u n g , daß jedes Kind in seiner
M utter sp ra ch e den Unterricht genießen soll; im besonderen bitten wir, die Ent-

scheidung des Schulkuratoriums für das wolhynische Gebiet in den genannten Fällen
rückgängigzu machen. A. Kleindienst
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Die Satan durch Jahrhunderte eile Harten zwischen Weicnsel uncl Wolga

.

Um die Zeitwende fuhren Goten zu Schiff uon Südschweden, dem Götalande, in
die Gegend uon Danzig, dessen alter Name »Gotislcandza« (Gotenende) lautete. Fast
200 Jahre wohnten sie in Westpreujien und einem Teile Ostpreuflens Um 170
wanderten sie weichselaufwdrts, dann nach Südosten und errichteten ein gewaltiges
Germanenreich in Südruflland Die Grenzen dieses Reiches sind die Weichsel im
Westen, die Ostsee im Norden, das Schwarze Meer im Süden und die mittlere und
untere Wolga im Osten. Der grojite Gotenlconig ist der in die ganze deutsche

Heldensage eingegangene »Ermenreich«, got. Ermanarilc, der 374 im Kampfe
mit dem asiatischen Reiteruollc der Hunnen starb.

Er war Herr über uiele Völker, die unter gotischer Herrschaft standen, u. a. auch
über die«S l a w e n , die damals zwischen Pripetsümpfe und Karpathen wohnten
und in ihre Sprache gotische Worte übernahmen. Nach anfängliche-r Niederlage

gegen
die Hunnen wurden die Goten bald das angesehenste Vollc in dem uon

unnischen Führern geleiteten Staatswesen zwischen Wolga und unterer Donau-
Der Name »Attila« ist gotiseh und zeigt den beherrschenden E intluJJ gotischer
Sprache und Kultur auf die Hunnen. Attila selbst hatte eine Gotin zur Frau·

Nach Attilas Tode waren die Goten und Gepiden Führer im Befreiungslcampte
der Germanen. Teils zogen sie als West- und Ostgoten nach Spanien und Italien,
teils wanderten sie durch Polen unter Mitnahme slawischer ,,Wanderarbeiter« nach

0stdeutschland, teils blieben sie in Südrujlland sitzen. Noch im 17. Jahrhundert
wurde aus der Halbinsel Krim die gotische Sprache gebraucht.

Die weltgeschichtlicshe Bedeutung der Goten besteht darin, dajl sie

l. erstmalig die Stämme und Völker des weiten Ostens im
Gotenreich politisch zusammenschlossen,s

L. die Woge des hunnischen Ansturms auf Europa brachen,·
Z. als älteste germanische Pührerschicht der Slawen diesen

die hochstehende germanisehe Kultur vermittelten und
ihnen einen Adel schenkten.

-Osiland-Chronlk
,,S ware Liten« der olni en Winter- nisnahme der Bürgerschaft aus etellt.

hlilfez f p
Eine fatale Bloßstellung des Qrggniisatk
onsausschusses des polnischen Winterhilfs-
werks· Quittungen werden ausgestellt, aber

das Geld ist nicht gebucht.

Jn einer Reihe polnischer Ortschaften
wurden ,,schwarze Listen« solcher Firmen
und Einzelpersonen veröffentlicht,welche die

im Vorjahr gezeichneten Spenden für die

Winterhilfe trotz mehrfacher Aufforderung
noch nicht abgeführt haben. Es werden

noch schärfere Maßnahmen gegen die

Widerspenstigen verlangt, die zumeist in

wohlhabenderen Kreisen befinden sollen. Es

ist bezeichnend, daß gerade das Organ
der polnischen Schwerindustrie »Kurjer
Polski« unter den Kritikern der Veröffent-
lichung von »schwarzen Listen« befindet.
Es durfte allerdings nicht dazu kommen, daß
das Vertrauen in diese Aktion als solche
erschüttert wird. So hat z. B. ein Droge-
riebesitzerin Siemianowitz, der seine Spende
pünktlich entrichtete, aber trotzdem öffent-
lich an den Pranger gestellt wurde, den

Spieß umgedreht und in den

Schaufenstern seines Ladens die Quittun-

gen über die geleisteten Spenden zur Kennt-

Ein Mißtrauensvotum gegen Grazynski
Jn der Kattowitzer Stadtverordneten-

sitzung kam es zu heftigen Auseinander-

setzungen wegenUmbenennung einerStraße
in »Dr. Grazynski-Straße«. Der Antrag
ging vom Vorsitzenden des Aufständischen-
verbandes Kornke aus, der behauptete,
daß sich der Wojewode Grazynski große
Verdienste um die schlesischeSache erwor-

ben habe. Schon die Tatsache, daß der

Wojewode, trotzdem er kein Ober-

schlesier sei, als einer der ersten zur

Waffe gegriffen habe, um für die Zutri-
lung Oberschlesiens an Polen zu kämpfen,
sei der beste Beweis dafür, daß sein Name
den kommenden Geschlechtern erhalten blei-

ben müsse. Zu dem Antrag nahm der

Stadtverordnete Dr. Ziolkiewicz Stellung,
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der erklärte, daß ,,man den Tag nie-

mals vor dem Abend loben dür-

fe«; er verlangte namentliche Ab-

stimmung. Da bei namentlicher Abstim-
mung ein Drittel der anwesenden Stimmen

zur Annahme notwendig ist, aber nur 6

Stadtverordnete für den Antrag stimm-
ten, fiel der Antrag durch. Der

Stadtverordnetenvorsteher führte darauf,
peinlich berührt, entgegen dem Antrag
eine gewöhnlicheAbstimmung durch. Fur
die Umbenennung der Straße in »Dr. Gra-

zynski-Straße« stimmten 12 Stadtverord-
nete, 6 dagegen. Die deutscheFraktion ent-

hielt der Stimme.

Bibelsorscher auch in Polen verboten

Das zweite Land, daß nach Deutschland
die Sekte der ,,Ernsten Bibelforscher«ver-

boten hat, ist Polen. Die polnischen
Verwaltungsbehördenhaben nach Angabe
des Kurier Warszawski »das gefährliche
Sektierernest« in ganz Polen ausgehoben.
Jn ihren Versammlungen verletzten die

Bibelforscher, wie es heißt, das patrioti-
sche Empfinden, beriefen häufig Auf dle

Ereignisse in Mexiko und Spanien
und ließen ihre Absicht erkennen,« in PO-
len ähnliche Verhältnisse zu

schaffen. Die destruktive Tätigkeit der

Sekte in Polen behandeln der polnische
Geistliche Eduard Gorski und der Richter
Z.Wolski in einer Broschüre unter dem

Titel »Die anarchistischen Tendenzen der

Bibelforscher«.Richter Wolski schöpftedas

Material zu dieser Schrift U.a. aus den

Prozessen gegen die Bibelforscher in Na-

dom. Letzthin wurden bei einer Revision
Lodz bei den Bibelforschern hetzerischeBu-

cher und c-eroschürenund in Warschau über

200 Schallplatten mit gotteslästernden
Texten beschlagnahmt·

Die gefährliche,,Pieta« auf der deutschen
Plastikerausstellung in Warschau
Die deutsche Plcgiikerausstellung

die

vom Jnstitut für unstpropaganda in

Warschau veranstaltet wurde und nach den

dortigen Erfolgen nunmehr in Krakau zu
sehen ist, hatte die klerikale Presse auf den

Plan gerufen. Diese warf den Veranstal-
tern nicht weni er als Heiligenläste-
r u ng vor. gIerctnlassungdazu gaben
zwei Werke von Georg Kolbe, ,,Pieta« und

,,Verkündung«. Obwohl das Institut für
Kunstpropaganda angesichts der Proteste
der ,,Katholischen Aktion« die Titel der bei-

den Werke sogleich in die nichtssagende Be-

zeichnung »Komposition« abändern ließ,
hörten die merkwürdigen Angriffe nicht
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auf, auch nicht, als die beiden Titel im

Katalog schwarz überdruckt wurden. Man

schrieb: »Die katholische öffentlicheMei-

nung in Polen, die um die Ehrung der ng.
Jungfrau Maria immer bemüht ist, muß
die E n t f e r n u n g der beiden Skulpturen
fordern«. Natürlich ist diesem unsinnigen,
kunstfeindlichen Ansinnen nicht ent-

sprochen worden.

Das Elend der polnischen Bauern

Die Wochenschrift «Prosto z mostu«
bringt bemerkenswerte Angaben aus dem

Bericht des Jng. Jan Curzytka über »Die
Lage. der Bauernwirtschaften im Jahre
1937«. Die Angaben stnd auf Grund der

Untersuchung von 200 typischen Bauern-

wirtschaften aus ganz Polen errechnet wor-

den. Die Ziffern sind erschreckend. Jm

Laufe eines ganzen Jahres wur-

den ausgegeben
in der Hauswirtschaft für

Fleisch 6,62 Zl.

gest 4,96 »

arkwaren 1,48 »

Mehl 2,15 «

Zucker 5,99 »

Salz 2,21 »

Küchengerät 2,08 »

Kohle 3,37 »

andere Heizmittel 6,61 »

Beleuchtung 2,13 ,,

Verschiedenes 13,36 « 50,96 ZL

in der p r i v a t e n Wirtschaft für
Kleidung 32,91 Zl·
Wäsche 7,50 ,,

Schuhe 12,89 «

Möbel und Gerät 6,40 »

Arzt und Arzneien 5,54 ,,

Bildun« d. Kinder 10,11 »

Zeitg., Bücher,Post 1,61« »

Mitgliedsbeiträge 0,44 «

Tabak, Zigaretten 4,58 »

Reisekosten 3,03 »

Alkoh. Getränke 2,88 »

Familienfeste 1,66 »

Verschiedenes 16,57 » 105,62 Zl.

insgesamt 156,58 ZL

Diese 156,58 Zl. sind ein Durchschnitt·
Jn vielen Fällen liegen die Verhältnisse
sehr viel schlechter. Millionen Menschen
leben mithin in Polen, die täglich im

Durchschnitt 40 Groschen (für eine er-

w a chse n e Person) ausgeben.

Konowaler-Trauerfeiern verboten

Der Starost von Zolkiew untersagteden

Ukrainern die Veranstaltung von Trauer-

gottesdiensten und anderen Trauerfeiern für
den unlängst ermordeten ukrainischenFüh-
rer Konowalee.



Minderheiten und neue Rechtsanwalts-
Kontingente

Am 10. Juni 1938 wurde eine Verordnung
des polnischen Justizministers über die

Schließung der Advokatenliste bis zum
Zi. Dezember 1945 in 8 Bezirken veröffent-
licht. Jn Zukunft werden gewisse Kontin-

gente für die Personen festgelegt werden,
die ur Anwaltschaft zugelassen werden«
Die glamendieser Personen werden in dem

Amtsblatt des Justizministeriums veröffent-
licht. Die Verordnung steht mit dem neuen

Gesetzüber den Rechtsanwaltsstand im Zu-
sammenhang. Bei den Verhandlungen ist
von seiten der Minderheiten zum Ausdruck

gebracht worden, daß die vom Justizministe-
rium festgesetzten Kontingente die Minder-

heiten für die Rechtsanwaltslaufbahn voll-

ständig ausschließenwerden.

Erzbischof gegen Rassenstandpunkt
Der Erzbischof von Warschau, Kardinal

Kakowski, hat zum Pfarrer der Warfchauer
Johannesgemeinde den Geistlichen Dr. Pu-
der bestellt, der jüdifcher Abstam-
m u n g ist. Vertreter der polnischen rechts-
radikalen Organisation ,,Falanga« haben
gegen diese Ernennung beim Erzbischof
p r o t e st i e r t und einen Geistlichen a r i-

scher Abstammung gefordert. Kar-
dinal Kakowski hat aber diesen Einspruch
mit der Begründungzurückgewiesen,
die katholischeKirche bekämpfe den Rassen-
standpunkt.

Plessische Güter fallen an die Agrarbank
Dem Vernehmen nach sind in Warschau
Verträge zwischen der fürstlichen Verwal-

tung in Pleß und der Bank Rolny abge-
schlossen worden. Jn den Besitz der Staat-

lichen Agrarbank gehen demnach über die

Pachtgüter Biafowitz, Timmendorf, Weich-
sel, Borin, ferner die von der fürstlichen
Verwaltung bewirtschafteten Güter Adel-

heidshof, Miserau, Krier und Teile vom

Hans Heinrich-Hof Es verbleiben demnach
dem Fürsten die Güter Kempa mit Luisen-
hof und der Restbestand vom Hans Hein-
rich-Hof, Siedlitz, Smilowitz, Tichau und

Wyrow.

Die Ausgrabungen in Biskupin gefährdet
Die polnischen Ausgrabungen in Bisku-

pin sind nach Warschauer Pressemeldungen
sehr gefährdet. Einer der Entdecker Bisku-

pins, Dr. Rajewski, hat außerordentlich
traurige Mitteilungen gemacht, die den

,,Expreß Poranny« zu einem Artikel ver-

anlassen. Das Blatt erklärt, daß die Ar-

beiten nicht mehr fortgeführt werden könn-

ten. Die Mitglieder der Expedition müßten
bereits ihre Sparbücher opfern und Uhren
versetzen,um die Löhnung der Arbeiter zu

bezahlen. Das, was vor drei Jahren aus-

gegraben wurde, beginne unter dem Ein-

fluß von Licht und Sonne zu verfallen. Für
die weitere Arbeit müßten regelmäßige
Mittel aus öffentlichenQuellen zur Ver-

fügung gestellt werden, damit das Werk

nicht vergebens fei.

Bücher über den Osten
Deutsche Kunst in der Zips. Von Oskar

Schürer und Erich Wiese· Verlag
Rudolf M.Rohrer, Brünn-Wien-Leipzig 1938.

272 Seiten Text mit 60 Textbildern und 480

Abbildungen auf Tafeln. Preis 18,—— RM.

»Von der großen Kunst der Zips wissen die

Deutschen fast nichts. Als der eine der Ver-

fasser im rühjahr 1934 ins Zipfer Land karn,
deutsches olkstum zu suchen, fand er froh
überrascht einen Reichtum an alter Kunst vor,
wie binnendeutsche Gebiete ihn in dieser Dichte
nicht häufig aufweisen.« Mit diesen Worten

beginnt das Vorwort zu diesem umfangreichen
und einzigarti en Buch. Zunächst der äußere
Aufbau des ZzucheæDer 272 Seiten um-

fassende Textteil gliedert sich in drei Abfchnitte:
der erste gibt einen sehr instruktiven Abriß der

Geschichte der Zips, der zweite enthält eine

zufammenfassende, auch für den nicht kunst-

historisch geschulten Leser interessante Ueber-

sicht über die künstlerischeEntwicklung in der

Zips, während sich der dritte Abschnitt mit der

Einzelbehandlung der Werke der Architektur-
der Plastik, der Malerei, des Kunstgewerbes
usw«befaßt. Der Bildteil bringt in ausgezeich-
neter Reproduktion 480 Abbildungen deutscher
Kunstwerke in der Zips. Ortsnamen-, Perso-
nen- und Sachverzeichnisse erleichtern die Be-

nutzung des Werkes. Eine Kartenskizze der

Tschecho-Slowakei mit einer Nebenkarte der

Zips veranschaulichen deren geopolitische
Brückenstellungzwischen Galizien und Ungarn·
Diese Stellung ist es gewesen, die die deutsche
Besiedlung der Zips verursacht und die in Wirt-

schaft und Kunst gleichermaßen weitreichende
Ausrichtung des seit über 7 Jahrhunderten dort

siedelnden Deutschtums bewirkt hat. Die Zips
gehört heute zu den sogenannten ,,Rürkzugs-
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gebieten«des Deutschtums im Osten. Nur die

wenigsten Deutschen sind sich wohl darüber im

Klaren, daß dieses heute als eine ferne deutsche
Jnsel in fremdoölkischerUmgebung liegende- Von

Gebir en umgebene und sich durch Flußtäler
nach orden sowohl wie nach Süden öffnende
Land vor Jahrhunderten einmal von zwei Sei-
ten her in unmittelbarem Zusammenhang mit

dem geschlossenen deutschen Volksboden gestan-
den hAkTAuf der einen Seite reichte das schle-
sische Deutschtum über Krakau durch West-
galizien hindurch, und auf der anderen Seite
das südöstlicheDeutschtum über Preßburg und

durchs Grantal bis unmittelbar an das Zipser
Deutschtumsgebiet heran. Während die Ver-

bindungsstückenördlichder Karpüthell dek PO-
lonisierung und südlichdavon der Slowakisierung
verfielen, blieb die Zips, wenn Auch durchletzk
und zernagt, als deutsche Volksinsel durch die

Jahrhunderte bis heute erhalten. Jst der

deutsche Volksboden der Zips Auch VVU sozial
und kulturell tieferstehendem Volkstum unter-

wandert und von fremden Herren, die durch
Habsburg nicht gehindert wurden, übertüncht, so
trägt el· doch in den Werken, die Zeugnis von

hoher Kultur und künstlerischem Können ab-

legen, so überzeugenddeutsche Züge, daß es

selbst den, der die Leistungen des DeutschkUMS
in den östlichen Ländern zu kennen glaubt,
immer wieder mit freudigem Stolze erfüllt.
Die Fülle der Kunstwerke, die das« zahlenmäßig
nie allzu starke Deutichtum der Zips oor allem

in den Blütezeiten seiner Entwicklung in den

von den Fels-ständen der Tatra überwng
Städten und Dörfern seiner Heimat angehäuft
hat, ist überraschend.Hier haben sich die schöp-
ferischen Kräfte des Deutschtums zu Leistungen
verdichtet und gestei ert, die dem Bewußtsein-
auf vorgeschobenem Postendie Größe des Vol-
kes der europäischenMitte gegenüber einer

fremden Umwelt repräsentieren zu müssen- Mk-

sprungen zu sein scheint· Text und »Bilder
geben einen überzeugendenEinblick in den

Reichtum der deutschen Kunst in der Zips. Sie

weisen die Verbindungenmit dem gesamtdeut-
schen Kunstschaffen nach und sie zeigen- daß
das Deutschtum der Zips dabei nicht nur immer

der nehmende, sondern oft auch der gebende
Teil gewesen ist, dessen Kunstgedanken und

Kunstschasfen befruchtend in das deutsche Mut-
terland zurückgewirkthaben. Durch das Buch
von Schürer und Wiese wird wirklich kunst-
gcschichtliches und zugleich volksgeschichtliches
Neuland erschlossen. Dr. K.

Oesterreichs Weg durch die deutsche Ge-

schichte 799——1938. Von Jos ef Kall-
brunner. Verlag Ed. HölzeL Wien 1938.

12 Seiten· — Das Heft enthält 40 Karten, die

die ständigeVerbundenheit Oesterreirhs mit dem

Deutschen Reiche vom Ursprung der alten Ost-
mark an bis zum heutigenTage anschaulich machen
und zugleich die Bedeutung zeigen, die Oester-
reich als Bollwerk gegen den Osten und als
Brücke zum Osten für das ganze Reich besessen
hat und heute in neuer Form wieder besitzt.
Der den einzelnen Karten beigegebene Text ist
auf wenige Sätze beschränkt. Dr. K.
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Der Schatten. Ein Eichendorff-Hörspikl«
Von Willibald Köhler. Verlag »De-
Oberschlesier«, Oppeln 1938, 39 Seiten.
Preis 1,— NM. — Das Hörspiel ist aus

Anlaß des 150. Geburtstagsdes oberschlesischen
Dichters Joseph von Eichkndokff veröffentlicht
worden. Das Spiel klingt uns in einem e-

kenntnis zum Reich, das det- Dichter und sein
Bruder ersehnen.

Das Urteil wurde bereits vollstreckt.- Von

Jlja Ro stowskii. Verlag Bilder-Zeitung
GmbH., Wien 1937. 111 Seiten mit mehreren
graphisrhen Darstellungen. — Diese Schrift,
die in alle Weltsprachen übersetztworden ist,
gibt einen Ueberblirk über die Entwicklungs-
phasen der bolschewistischen Herrschaft in Nuß-
land·. Die ideologischen und Cliquenkämpfe
innerhalb der Kommunistischen Partei, die mit

rücksichtsloserBrutalität auf Kosten der Bauern,
Arbeiter undJntelligenzler ausgefochten werden,
aber gelegentlich auch unter den Würdenträgern.
der Sowjetunion fruchtbar aufräumen, werden

in dieser Darstellung behandelt. Zum Schluß
wird der Jnhalt der Schrift in einem schernak
tischen Ueberblick noch einmal skizziert, welche
wirtschafts-, innen- und außenpolitischen Ten-

denzen, welche politischen und propagandistischen
Thesen usw. die einzelnen Etappen der ersten
zwanzig Jahre der bolschewistischen Herrschaft,
die Epochen des Kriegskommunismus, der

REP, der Rekonstruktion und der Fünfjahres-
pläne, charakterisieren. Auffällia ist, daß die

Schrift mit keinem Wort die Rolle erwähnt,
die das Judentum als Träger und Nutznießer
der Sowjetherrschaft spielt. Dr·.K·

Josef von Eichendorff. Von Willibald

Köhler. Heft 6 der ,,Srblesienbändchen".-
Herausgegeben von der Landesstelle fürHeimat-
pflege in Niederschlesien und der nieder-schle-

sischen Landesgruppe der Deutschen Akademie.

52 Seiten und 11 Bildtafeln· Flemminns Ver-

lag, BreslausDeutsch-Lissa 1937. — Jn dem

Bändchen wird der schlesische Dichter in seiner
Jugend, in seinen Mannesjahren und im Alter.

geschildert. Ohne tiefer in das Wesen Eichen-
dorffs, in die Ursprünge seiner Dichtung und

die Wirkung seines Schaffens einzudringen,
entwirft der Verfasser ein liebenswürdige-,
mehr dem Menschen, als dem Dichter gewid-
metes Bild. Dr- K(

Taras Schewtschenko. Der ukrainische
Nationaldichter. Drei Vorträge. 6. Heft der

iträge zur Ukrainekunde. Verlag der Ge-
sellschaft der Freunde des llkrainischen Wissen-
schastlichen Jnstituts, Berlin 1937. 71 Seiten.
— Jn diesem Buche hat Taras Schewtschenko,
der als Leibeigener geboren wurde und an den

Folgen einer siebenjährigen Verbannungstarb,
wie kein anderer as ukrainische Land
und seine geschichtliche lieberliefemng, das

Wesen des ukrainischen Volkes und seine poli-
tische Sehnsucht in Dichtungen gestaltet und

verherrlicht. Jn drei Vorträgen, die aus Anlaß
der 75. Wiederkehr seines Todestages gehalten
wurden, haben Karl H. Meyer, Gustav
Specht und Zeno Kuziela Schewtschenko
als den leidenden Sohn und den Erwecker eines



unglücklichenVolkes und als den Sänger des

Kampfes um die Freiheit der Ukraine behandelt.
Einige Gedichte in guter deutscher Uebertragung
und ein paar Briefe Schewtschenkos, die im

Anhang beigefügt sind, geben einen Einblick in
das Werk und das Leben des Dichters. Dr.K.

Erster deutscher Hausunterricht. Von Theo-
dor P o l i g. Lesen — Schreiben — Rechtschrei-
ben. Eine Anleitung für Eltern, insbesondere
für auslandsdeutsche, zur Unterweisung ihrer
Kinder. Verlag Friedrich Brandstetter, Leipzig
1938. Preis RM. 3,75. — Das Buch hält,
was es verspricht. Es bietet in leicht verständ-
licher Form eine aus ezeichnete Anleitung für
den Hausunterricht. Lineiner kurzen Einstim-
mung für die Eltern wird nachdrücklichauf die

Notwendigkeit und Möglichkeit des Hausunter-
richts hingewiesen. Für die Einführung und

Uebung der Laute ist ein sogen. synthetisches
Verfahren gewählt worden, das bei einigermaßen
verständigerAnwendung ein klares Verständnis
und eine sichere Befestigung des Erlernten ge-

währleistet. Dabei hat es der Verfasser ver-

standen, mit einem Mindestmaß von Hilfs-
mitteln den ersten Unterricht im Lesen und

Schreiben lebendig und anregend für das Kind

zu gestalten. Das Buch wird dem Standpunkt
der neuzeitlichen Fibelmethodik, daß Lust und

Liebe des Kindes als stärkste Triebkraft des

Lernens zu wecken und zu erhalten sind, in sehr
geschickterWeise gerecht und ist durch die lebens-

volle und praktische Art der Darstellung«ge-
eignet, bei den Eltern ebenfalls Freude an dieser
Tätigkeit und damit eine schlummernde Unter-

richtsgabe zu wecken. Ausgehend von der sog.
Steinschrift (Antiqua-Balkenschrift), die allein
als Anfangsschrift für das Lesenlernen deutscher
Kinder im Auslande in Frage kommt, wird der

Lehrgang sorgfältig, aber nicht kleinlich mit stu-
fenweiser Steigerung der Schwierigkeiten auf-
gebaut. Dann schreitet er zu den kleinen Druck-

buchstaben in einfachster Antiqua und weiterhin
zu den großen und kleinen Sütterlin-Schre1b-
buch taben in Antiqua fort, um schließlichdie

Fra tur-, Druck- und Sütterlin-Schreibbuchsta-
ben einzuführen. Das Buch sollte überall dort,
wo der kostbare Besitz der MutterspraZetrotz
besten Willens der Eltern deutschen indern

verloren zu gehen droht, planmäßig verbreitet
werden. Walter Köhn.

Baltikum. Von Kurt Gloger. Edwin

Runge Verlag, Berlin 1938· 160 Seiten. Mit

Kartenskizzen und Bildtafeln. Preis 3,— RM.
— Das Buch zerfällt in drei Hauptteile:
i. Geschichte der baltischen Länder, 2. Ent-

stehung der Staaten England, Lettland und

Litauen, und 3. Jnnen- und Außenpolitik der

neuen Staaten. Jnsofern als das Buch den

Versuch unternimmt, einen Ueberblick über die

wesentlichen, historischen und gegenwärtigenTat-

sachen des Baltikums zu geben, füllt es eine

fühlbare Lücke im deutschen außenpolitischen

Schrifttum aus. Es birgt jedoch eine Reihe
von Mängeln. Jn den Einzelheiten der Dar-

stellung ist es nicht immer zuverlässig, in der

Behandlung der gegenwärtigen Fragen der drei
Staaten nicht immer geschickt. Auch hätte u. a.

die geschichtlich führende Stellung des baltischen
Deutschtums stärker herausmodelliert werden

können; z. B. erhält man von der Entwicklung
der Verfassung Kurlands und Livlands kein

verständlichesBild, was leicht zu Mißverständ-
nissen führen kann, wo vom Verhältnis dieser
Gebiete zum Deutschen Reich, zu Dänemark,
Schweden, Polen und schließlich zu Rußland
die Rede ist. Auch die Entwicklung der Verhält-
nisse der deutschen (und im Falle Litauens und

Polnisch-Livlands der polnischen) Herrenschicht
zu der fremdvölkischenUnterschicht wird nur

bruchstückweisebehandelt, was für den Laien das

Verständnis der Zusammenhänge erschwert.
Die Gesamtdarstellung hätte einer sorgfältigeren
Durcharbeitung bedurft. Dr.K.

Zeltpläize für Autowanderer: Jn Ost-
preußen werden jetzt zahlreiche Zeltplätze für
Autowanderer eingerichtet, so daß die Kraft-
fahrer künftig an den schönsten Punkten der

Provinz Rastpläize für sich und ihr Fahrzeug
zur Verfügung haben werden. Mit 43 Zelt-
plätzen,die im Frühjahr fertig ausgebaut sind,
dürfte Ostpreußen an der Spitze aller deutschen
Gaue stehen. Die Zeltplätze erhalten festen
Untergrund, gesicherte Zufahrtswege, Trink-
wasser, Abort und sind so gelegen, daß in

nächster Nähe Gelegenheit zu erfrischendem
Bade ist.

Reiseverkehr ins Baltikun1: Der am

15·Mai 1938 beginnende Sommerfahrplan
wird Berlin eine wesentliche Beschleunigung
des Zugverkehrs nach dem Baltikucn bringen.
Die Reisezeit von Berlin nach Riga wird um

rund 5 Stunden 50 Minuten, die nach Reval
um rund 13 Stunden verkürzt. Jn der Gegen-
richtung wird man von Reval nach Berlin
zweieinhalb Stunden weniger brauchen als bis-
her. Bei entsprechender Festsetzung der

Dasnpferfahrzeiten wird die Zugbeschleunigung
auch eine Verkürzung der Reisezeit von Berlin
nach Helsinki um rund 24 Stunden und in

umgekehrter Richtung um rund 6 Stunden zur

Folge haben.
Mustergaststätten in Masuren. Der ost-

preußischeKreis Angerburg hat Maßnahmen
zur Verbesserun der Gaststätten beschlossen.
Das Kurhaus Zägerhöheund das Hegewald-
heim bei Angerburg sollen Mustergaststättenfür-
Ostpreußen werden. Sieben weitere, besonders
günstig gelegene Gaststätten sollen außerdem
so erweitert und modernisiert werden, daß sie
größeren Reisegesellschaften als Standquartiere
dienen können.
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